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1953 


Drucksache 2912 


Der Bundeskanzler 

Bundesrepublik Deutschland Bonn, den 28. November 1956 

6 — 55001 — 3758/56 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Ergänzung von 
Vorschriften des Umstellungsrechts (Zweites 
Umstellungsergänzungsgesetz) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 165. Sitzung am 9. November 1956 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf gemäß Anlage 2 Stellung zu nehmen. Im übrigen 
erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwendungen. Er 
ist der Auffassung, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bun- 
desrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Ergänzung von Vorschriften des Umstellungsrechts 
(Zweites Umstellungsergänzungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ABSCHNITT I 

Umwandlung von Altgeldguthaben bei 

Kreditinstituten im sowjetischen Sektor 
von Berlin 

§ 1 

(1) Reichsmarkguthaben, die nach dem 
8. Mai 1945 im sowjetischen Sektor von Ber- 
lin bei dem Berliner Stadtkontor, der Ber- 
liner Volksbank eGmbH, der Sparkasse der 
Stadt Berlin oder dem Postscheckamt Berlin 
begründet worden sind und am 24. Juni 1948 
bestanden haben (Ostberliner Altgeldgutha- 
ben), werden durch Gutschrift von einer 
Deutschen Mark für je zehn Reichsmark in 
Neugeldguthaben umgewandelt, wenn der- 
jenige, dem sie vom 24. Juni 1948 bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes zustanden, wäh- 
rend dieses Zeitraumes seinen Wohnsitz, 
dauernden Aufenthalt, Sitz oder Ort der Ge- 
schäftsleitung im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes, im Saarland oder im Gebiet eines Staa- 
tes hatte, der die Regierung der Bundesrepu- 
blik Deutschland am 15. Dezember 1953 an- 
erkannt hat (Wohnsitzvoraussetzung). Bei 
einem Wechsel in der Person des Berechtigten 
während dieses Zeitraumes muß jeder Berech- 
tigte die Wohnsitzvoraussetzung für die Zeit 
seiner Berechtigung erfüllen. 

(2) Ostberliner Altgeldguthaben können 
insoweit nicht umgewandelt werden, als nach 
ihrer Umwertung auf Deutsche Mark der 
Deutschen Notenbank das umgewertete Gut- 


haben durch Rechtsgeschäft oder im Wege 
der Zwangsvollstreckung gemindert worden 
ist. Hat sich der Kontostand eines umgewer- 
teten Guthabens bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes durch Gutschriften und Lastschrif- 
ten verändert, so gehen letztere zu Lasten des 
umgewerteten Guthabens, es sei denn, daß sie 
nachweislich zu Lasten der Gutschriften er- 
folgt sind. 

(3) Ist ein umgewertetes Guthaben gemin- 
dert worden, so ist das Ostberliner Altgeld- 
guthaben in Höhe des Betrages umwandlungs- 
fähig, der sich ergibt, wenn von dem Ost- 
berliner Altgeldguthaben der Minderungsbe- 
trag im Verhältnis von zehn Reichsmark für 
eine Deutsche Mark der Deutschen Noten- 
bank abgezogen wird. 

(4) Eine Umwandlung erfolgt nur gegen 
Abtretung des umgewerteten Guthabens an 
das Land Berlin. 

(5) Steht das Ostberliner Altgeldguthaben 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes einer Ge- 
meinschaft zur gesamten Hand zu, so muß 
die Wohnsitzvoraussetzung (Absatz 1) in der 
Person jedes Mitberechtigten gegeben sein. 
Dasselbe gilt, wenn das Ostberliner Altgeld- 
guthaben mehreren Personen zusteht und jede 
von diesen zur Verfügung über das Guthaben 
berechtigt ist. 

(6) Die Wohnsitzvoraussetzung (Absatz 1) 
gilt als gegeben, wenn der Berechtigte 

1. als Heimkehrer nach den Vorschriften des 
Heimkehrergesetzes vom 19. Juni 1950 in 
der Fassung der Gesetze vom 30. Oktober 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 875) und vom 
17. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 931), 
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2. als Vertriebener (Aussiedler) gemäß § 1 
Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertriebenengeset- 
zes vom 19. Mai 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 201) innerhalb von sechs Monaten nach 
der Aussiedlung 

im Geltungsbereich dieses Gesetzes seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt nach 
dem 24. Juni 1948 begründet und bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes beibehalten hat 
oder nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
begründet. 

§ 2 

(1) Von der Umwandlung ausgeschlossen 
sind Ostberliner Altgeldguthaben, 

1. die am 24. Juni 1948 zugunsten von Kre- 
ditinstituten mit Sitz im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes oder zugunsten von Kredit- 
instituten bestanden, die, ohne ihren Sitz 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu ha- 
ben, Berliner Altbanken im Sinne des 
Altbankengesetzes vom 10. Dezember 
1953 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin S. 1843) sind, es sei denn, daß das 
Kreditinstitut sich am 31. Dezember 1952 
in Abwicklung befunden und seine bank- 
geschäftlichen Verbindlichkeiten zu diesem 
Zeitpunkt bereits erfüllt hatte. Als Kredit- 
institut mit Sitz im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes gilt auch ein Kreditinstiut, dessen 
Hauptniederlassung nach § 3 der Fünfund- 
dreißigsten Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz als verlagert anerkannt 
worden ist oder wird; 

2. die nach dem Umstellungsgesetz am Wäh- 
rungsstichtag als Altgeldguthaben der 
Gruppe III anzusehen wären; 

3. die einer nicht unter Nummer 2 fallenden 
Person oder Vereinigung zustehen, welcher 
eine Erstausstattung gewährt worden ist; 

4. solange ein Pfandrecht oder ein sonstiges 
Recht eines Dritten besteht, vom 24. Juni 
1948 oder von dem späteren Zeitpunkt der 
Begründung seines Rechts an bis zum Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
seinen Wohnsitz, dauernden Aufenthalt, 
Sitz oder Ort der Geschäftsleitung nicht 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes, im 
Saarland oder im Gebiet eines Staates hatte, 
der die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland am 15. Dezember 1953 aner- 
kannt hat; 

5. die von einer Person abgetreten worden 
sind, welche die Wohnsitzvoraussetzung 


nicht erfüllt, es sei denn, daß die Abtre- 
tung vor dem 24, Juni 1948 von einem Ge- 
richt oder einem Notar beurkundet oder 
daß sie vor dem 24. Juni 1948 öffentlich 
beglaubigt worden ist; 

6. deren Umwandlungsbetrag weniger als 
fünf Deutsche Mark ergeben würde, wobei 
mehrere Guthaben einer Person bei dem- 
selben Kreditinstitut zusammenzurechnen 
sind. 

(2) Als Kreditinstitut im Sinne des Absat- 
zes 1 gelten auch die Deutsche Reichsbank 
und das Postscheckamt Berlin. 

§ 3 

(1) Ein Anspruch auf Umwandlung eines 
Ostberliner Altgeldguthabens kann nur gel- 
tend gemacht werden, wenn das Guthaben 
innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes bei der Anmeldestelle ordnungs- 
gemäß angemeldet worden ist. In den Fällen 
des § 1 Abs. 6 ist das Ostberliner Altgeldgut- 
haben bis zum Ablauf eines Jahres nach dem 
Zeitpunkt der Begründung des Wohnsitzes 
oder eines dauernden Aufenthalts im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes anzumelden. Diese 
Frist endet jedoch nicht vor Ablauf des . . . . 

(2) Steht ein Ostberliner Altgeldguthaben 
mehreren gemeinschaftlich zu, so kann jeder 
Berechtigte mit Wirkung für alle die Anmel- 
dung vornehmen. Die Mitberechtigten sind 
anzugeben. 

(3) Besteht an einem umwandlungsfähigen 
Ostberliner Altgeldguthaben ein Pfandrecht 
oder ein sonstiges Recht eines Dritten, so ist 
der Berechtigte dem Dritten gegenüber ver- 
pflichtet, die Anmeldung vorzunehmen. 

(4) Für einen Deutschen im Sinne des Ar- 
tikels 116 des Grundgesetzes, der außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes zurück- 
gehalten wird oder der verschollen ist, kön- 
nen auch folgende Angehörige, sofern sie die 
Wohnsitzvoraussetzung erfüllen, die Anmel- 
dung vornehmen: 

1. der Ehegatte, 

2. wenn kein Ehegatte vorhanden ist, jeder 
Abkömmling, 

3. wenn weder ein Ehegatte noch ein Ab- 
kömmling vorhanden ist, jeder Elternteil. 

§4 

(1) Die Anmeldung hat auf einem amt- 
lichen Formblatt zu erfolgen. 
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(2) Bei der Anmeldung ist anzugeben, ob 
das umgewertete Guthaben sich gemindert 
hat oder nicht. Im Falle einer Minderung 
sind die Abbuchungen und die Höhe des um- 
gewerteten Guthabens im Zeitpunkt des In- 
krafttretens dieses Gesetzes anzugeben. 

(3) Bei der Anmeldung sind Rechte, die an 
den Ostberliner Altgeldguthaben bestehen, 
und Verfügungsbeschränkungen des Inhabers 
hinsichtlich des Ostberliner Altgeldguthabens 
anzugeben. 

(4) Der Anmeldung sollen die vorhande- 
nen Unterlagen beigefügt werden. 

§ 5 

Anmeldestellen für Ostberliner Altgeldgut- 
haben sind die im Zeitpunkt der Anmeldung 
in Berlin (West) zum Neugeschäft zugelasse- 
nen Kreditinstitute. Das Postscheckamt Ber- 
lin West ist Anmeldestelle nur für die beim 
Postscheckamt Berlin geführten Ostberliner 
Altgeldguthaben. 

§ 6 

(1) Der Anmelder hat nachzuweisen, daß 
in seiner Person die Wohnsitzvoraussetzung 
gegeben ist. Im Falle eines Wechsels in der 
Person des Berechtigten {§ 1 Abs. 1 Satz 2) 
ist der Nachweis auch für die Rechtsvorgän- 
ger zu führen. 

(2) Der Nachweis, daß natürliche Personen 
in der Zeit vom 24. Juni 1948 bis zum In- 
krafttreten dieses Gesetzes ihren Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes hatten, kann gegenüber 
der Anmeldestelle nur durch polizeiliche Mel- 
debescheinigungen geführt werden. Der Nach- 
weis, daß juristische Personen in derZeit vom 
24. Juni 1948 bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes ihren Sitz im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes hatten, kann gegenüber der An- 
meldestelle nur durch einen Auszug aus einem 
öffentlichen Register geführt werden oder, so- 
weit ein solches nicht besteht, durch eine 
Bescheinigung der zuständigen Behörde. 

(3) Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend für 
Heimkehrer und Vertriebene, wenn diese nach 
dem 24. Juni 1948, aber vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes, ihren Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes begründet haben. Ist ein 
Heimkehrer oder Vertriebener erst nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes ansässig geworden, so 
genügt ein Ausweis nach § 15 Abs. 2 Nr. 1 
und 2 des Bundesvertriebenengesetzes vom 


19. Mai 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 201) oder 
eine nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
ausgestellte Heimkehrerbescheinigung. 

(4) Besteht an einem Ostberliner Altgeld- 
guthaben ein Pfandrecht oder ein sonstiges 
Recht eines Dritten, so hat der Anmelder 
ferner nachzuweisen, daß dieser die Wohn- 
sitzvoraussetzung erfüllt. Absatz 2 gilt ent- 
sprechend. 

(5) Bescheinigungen und Registerauszüge 
nach Absatz 2 werden gebührenfrei erteilt. 

§ 7 

(1) Der Anmelder hat Bestand und Höhe 
des Ostberliner Altgeldguthabens am 24. Juni 
1948 nachzuweisen. 

(2) Der Anmelder hat ferner nachzuweisen, 
daß das umgewertete Guthaben nicht gemin- 
dert worden ist. Es wird vermutet, daß eine 
Minderung nicht eingetreten ist, wenn ein 
Anmelder, welcher die Wohnsitzvorausset- 
zung für Berlin (West) erfüllt, dies versichert 
und wenn er nachweist, daß das umgewertete 
Guthaben, 

1. sofern es auf einem Sparguthaben beruht, 

nach dem 31. Mai 1949, 

2. sofern es auf einem Giro- oder Postscheck- 
guthaben beruht, nach dem 31. Mai 1950 

auf gesperrtem Westkonto bei der Westkon- 
tenabteilung des Berliner Stadtkontors ge- 
führt wird. 

(3) Ist das umgewertete Guthaben gemin- 
dert worden, so hat der Anmelder ferner die 
Höhe der bis zum Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes erfolgten Minderung nachzuweisen. Er- 
füllt der Anmelder die Wohnsitzvorausset- 
zung für Berlin (West), so braucht er nur den 
Kontostand des umgewerteten Guthabens für 
einen nach dem 31. Mai 1950 liegenden Zeit- 
punkt nachzuweisen. 

§ 8 

(1) Sieht die Anmeldestelle die Vorausset- 
zungen der Umwandlung als gegeben an, so 
anerkennt sie, in welcher Höhe und zu wes- 
sen Gunsten das Ostberliner Altguthaben 
umwandlungsfähig ist. 

(2) Die Anmeldestelle darf die Umwand- 
lungsfähigkeit des Ostberliner Altgeldgutha- 
bens nur insoweit anerkennen, als sich die 
Höhe des umzuwandelnden Ostberliner Alt- 
geldguthabens ergibt. 


4 



1. aus in ihrem Besitz befindlichen Geschäfts- 
unterlagen oder aus solchen Unterlagen, 
die das kontoführende Institut selbst aus- 
gestellt hat, oder 

2. aus Kontenerklärungen, die der Berechtigte 
nach den im sowjetischen Sektor von Ber- 
lin erlassenen Vorschriften über die Wäh- 
rungsreform abgegeben hat, sofern die Er- 
klärung mit einer Empfangsbescheinigung 
des kontoführenden Instituts versehen sind, 
oder 

3. aus Bestätigungen eines Finanzamtes im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes über die 
Angaben des Berechtigten in einer dem 
Finanzamt vorliegenden Kontenerklärung, 
die dieser nach den im sowjetischen Sektor 
von Berlin erlassenen Vorschriften über 
die Währungsreform abgegeben hat, oder 

4. aus sonstigen, das Guthaben betreffenden 
Bescheinigungen, die auf Grund der im 
sowjetischen Sektor von Berlin erlassenen 
Vorschriften über die Währungsreform 
ausgestellt worden sind. 

(3) Ergibt sich die Höhe des Ostberliner 
Altgeldguthabens nicht aus den in Absatz 2 
bezeichneten Unterlagen oder hat die An- 
meldestelle Zweifel, ob die Voraussetzungen 
der Umwandlung gegeben sind, so darf sie die 
Umwandlungsfähigkeit des Ostberliner Alt- 
geldguthabens nur mit Zustimmung der für 
das Bankwesen zuständigen obersten Landes- 
behörde des Landes Berlin anerkennen. 

§ 9 

(1) Sieht die Anmeldestelle die Vorausset- 
zungen der Umwandlung nicht oder nur teil- 
weise als gegeben an, so hat sie dies dem An- 
melder durch eingeschriebenen Brief oder ge- 
gen Empfangsbescheinigung unter Angabe 
der Gründe mitzuteilen. Der für das Bank- 
wesen zuständigen obersten Landesbehörde 
des Landes Berlin ist eine Abschrift dieser 
Mitteilung zu übersenden. 

(2) Der Anmelder kann binnen sechs Mo- 
naten nach Zugang der in Absatz 1 bezeich- 
neten Mitteilung gerichtliche Entscheidung 
beantragen; hierüber ist er in der Mitteilung 
zu belehren. 

(3) Über den Antrag nach Absatz 2 ent- 
scheidet eine Zivilkammer des Landgerichts 
Berlin. Das Land Berlin ist am Verfahren be- 
teiligt. Für das gerichtliche Verfahren gelten 
die Vorschriften des Reichsgesetzes über die 


Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit, soweit in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist. 

§ 10 

Die für das Bankwesen zuständige oberste 
Landesbehörde des Landes Berlin überwacht 
die Umwandlung der Ostberliner Altgeldgut- 
haben. Die Anerkennung bedarf ihrer Bestä- 
tigung. 

§ 11 

Die Anmeldestelle hat den sich aus der An- 
erkennung oder aus der gerichtlichen Fest- 
stellung ergebenden Betrag dem Berechtigten 
mit Wertstellung vom 1. Januar 1956 in 
Deutscher Mark gutzuschreiben (Neugeldgut- 
haben). 

§ 12 

(1) § 1 Abs. 3, §§ 7, 8 Abs. 1, §§ 10, 11, 
13 Abs. 2, § 14 Abs. 2 und 3, §§ 18, 19 
Abs. 2, §§ 23 bis 28, § 29 Abs. 2 des Umstel- 
lungsergänzungsgesetzes vom 21. September 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1439) finden sinn- 
gemäß Anwendung. 

(2) Rechte, die an dem Ostberliner Altgeld- 
guthaben bestehen, und Verfügungsbeschrän- 
kungen, denen der Inhaber hinsichtlich des 
Ostberliner Altgeldguthabens unterworfen 
ist, setzen sich an dem Neugeldguthaben fort. 
§ 30 Abs. 1 Satz 2 des Umstellungsergän- 
zungsgesetzes gilt sinngemäß. 

§ 13 

(1) Dem Anmelder dürfen von der Anmel- 
destelle wegen der ihr nach diesem Gesetz ob- 
liegenden Verpflichtungen Gebühren und 
Auslagen nicht in Rechnung gestellt werden. 

(2) Für jede anerkannte oder nicht aner- 
kannte Anmeldung erhält die Anmeldestelle 
vom Land Berlin eine Vergütung von sechs 
Deutschen Mark. Darüber hinausgehende not- 
wendige Kosten, welche der Anmeldesteliebei 
'der Durchführung des Umwandlungsverfah- 
rens nachweislich entstehen, erstattet das 
Land Berlin. 

(3) Anträge auf Zahlung von Vergütungen 
gemäß Absatz 2 sind an die für das Bank- 
wesen zuständige oberste Landesbehörde des 
Landes Berlin zu richten. Die Anträge kön- 
nen erstmals sechs Monate nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes, im übrigen jeweils nach Ab- 



lauf von weiteren sechs Monaten, gestellt 
werden. Dem Antrag ist eine Nachweisung 
beizufügen. Die Anmeldestelle hat in der 
Nachweisung zu erklären, daß für die in ihr 
erfaßten anerkannten Ostberliner Altgeldgut- 
haben Gutschrift in Deutscher Mark gemäß 
§11 erfolgt ist. 

(4) Die für das Bankwesen zuständige 
oberste Landesbehörde des Landes Berlin 
überprüft die Anträge und die Nachweisun- 
gen anhand ihrer Unterlagen und stellt den 
Anspruch auf Vergütung fest. Sie ist berech- 
tigt, zur Überprüfung der bei ihr eingereich- 
ten Anträge auf Zahlung von Vergütungen 
von den Anmeldestellen alle erforderlichen 
Auskünfte zu verlangen und in die Aufzeich- 
nungen und Unterlagen der Institute Einsicht 
zu nehmen. Die Feststellungen sind mit den 
Anträgen und Nachweisungen an die für das 
Finanzwesen zuständige oberste Landesbe- 
hörde des Landes Berlin weiterzuleiten. 

S 14 

(1) Den Anmeldestellen wird für jedes Neu- 
geldguthaben eine Liquiditätsausstattung von 
fünfzehn vom Hundert gewährt. 

(2) Die Liquiditätsausstattung ist den An- 
meldestellen von der Berliner Zentralbank je- 
weils für die in einem Monat gutgeschriebe- 
nen Neugeldguthaben zu gewähren. 

§ 15 

(1) In Höhe der Neugeldguthaben gewährt 
das Land Berlin Ausgleichsforderungen. 

(2) Die Ausgleichsforderungen sind inHöhe 
der Liquiditätsausstattung der Berliner Zen- 
tralbank, im übrigen den Anmeldestellen zu 
gewähren. 

(3) § 33 Abs. 3 und § 36 des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes gelten mit der Maßgabe 
sinngemäß, daß in § 36 Abs. 1 an die Stelle 
des 1. Januar 1953 der 1. Januar 1956 tritt. 

§ 16 

(1) Die Ausgleichsforderungen sind Schuld- 
buchforderungen. 

(2) Die Vorschriften des Schuldbuch-Geset- 
zes für das Land Berlin vom 8. Januar 1951 
(Verordnungsblatt für Berlin I S. 83) und 
der Verordnung zur Durchführung des 
Schuldbuch-Gesetzes für das Land Berlin vom 
21. Juli 1953 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Berlin S. 721) finden mit der Maßgabe 


sinngemäß Anwendung, daß Schuldverschrei- 
bungen gegen Löschung der Forderungen 
nicht ausgereicht werden. 

(3) Nummer 3 Buchstabe c der Umstel- 
lungsergänzungsverordnung vom 20. März 
1949 (Verordnungsblatt für Groß-Berlin I 
S. 88) findet entsprechende Anwendung. 

§ 17 

(1) Anträge auf Gewährung von Ausgleichs- 
forderungen sind an die für das Bankwesen 
zuständige oberste Landesbehörde des Lan- 
des Berlin zu richten. Sie können erstmals 
drei Monate nach Inkrafttreten des Gesetzes, 
im übrigen jeweils nach Ablauf von weiteren 
sechs Monaten, gestellt werden. Dem Antrag 
ist eine Nachweisung über die Beträge beizu- 
fügen, für welche die Gewährung einer Aus- 
gleichsforderung beantragt wird. Die Anmel- 
destelle hat zu erklären, daß für die in der 
Nachweisung aufgeführten Beträge Gutschrift 
nach § 11 erteilt oder eine Liquiditätsausstat- 
tung nach § 14 gewährt worden ist. 

(2) § 13 Abs. 4 findet sinngemäß Anwen- 
dung. 

ABSCHNITT II 

Abwicklung von Ansprüchen aus Hinter- 
legungen bei Berliner Hinterlegungsstellen 

§ 18 

(1) Ansprüche aus Hinterlegungen von 
Reichsmarkbeträgen, die vor dem 9. Mai 1945 
bei Hinterlegungsstellen in Berlin nach Maß- 
gabe der Hinterlegungsordnung vom 
10. März 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 285) be- 
wirkt worden sind, können gegen das Land 
Berlin geltend gemacht werden, wenn der am 
31. Dezember 1952 Berechtigte (§13 der Hin- 
terlegungsordnung) zu diesem Zeitpunkt sei- 
nen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt, 
seinen Sitz oder Ort der Geschäftsleitung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes oder im Ge- 
biet eines Staates hatte, der die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland am 1. April 
1956 anerkannt hat (Wohnsitzvorausset- 
zung). 

(2) Einem nach Absatz 1 Berechtigten ste- 
hen Heimkehrer, Vertriebene und Sowjet- 
zonenflüchtlinge sowie eheliche Güterge- 
meinschaften, Erbengemeinschaften oder son- 
stige Gemeinschaften zur gesamten Hand 
nach Maßgabe der §§ 5 und 6 des Umstel- 
lungsergänzungsgesetzes gleich. 
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(3) Bei einem Unternehmen mit Sitz in 
Berlin muß sich auch die Geschäftsleitung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes befinden. 

§ 19 

Von der Geltendmachung nach diesem Ge- 
setz sind Ansprüche aus Hinterlegungen aus- 
geschlossen, 

1. die am 24. Juni 1948 den in § 27 Abs. 1 

Nr. 1 bis 4, 6 des Gesetzes zur abschlie- 
ßenden Regelung durch den Krieg und den 
Zusammenbruch des Deutschen Reichs ent- 
standener Schäden vom 

. . . (Bundesgesetzbl. IS....) aufgeführ- 
ten Rechtsträgern zugestanden haben. Dies 
gilt nicht für Ansprüche, die nach dem 
24. Juni 1948 auf Grund der Rechtsvor- 
schriften für die Übertragung von Organi- 
sationsvermögen auf andere als die in 
Satz 1 genannten Rechtsträger übertragen 
worden sind oder werden; 

2. die durch Abtretung von einer Person er- 
worben worden sind, welche die Wohnsitz- 
voraussetzung nicht erfüllt, es sei denn, daß 
die Abtretung vor dem 1. Oktober 1949 
von einem Gericht oder einem Notar be- 
urkundet, daß sie vor dem 1. Oktober 1949 
öffentlich beglaubigt, daß sie der Hinter- 
legungsstelle vor dem 1. Oktober 1949 be- 
kannt geworden oder daß sie vor dem 
31. Dezember 1952 devisenrechtlich geneh- 
migt worden ist; 

3. die weniger als 50 Reichsmark betragen. 

§ 20 

(1) Ansprüche aus Hinterlegungen, die nach 
§18 geltend gemacht werden können, wer- 
den durch Zahlung von einer Deutschen Mark 
für je zehn Reichsmark erfüllt. 

(2) Von den nach Absatz 1 gezahlten Be- 
trägen erstattet der Bund dem Land Berlin 
ein Drittel. 

§ 21 

(1) Ansprüche nach § 18 sind bei der Hin- 
terlegungsstelle geltend zu machen. Die Zu- 
ständigkeit und das Verfahren der Hinter- 
legungsstelle bestimmen sich, soweit in die- 
sem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, nach 
den Vorschriften der Hinterlegungsordnung. 
Bei der Feststellung der Berechtigung hat die 
Hinterlegungsstelle auch das Vorliegen der 
Wohnsitzvoraussetzung zu prüfen. 


(2) Ist die Hinterlegung bei einer Hinter- 
legungsstelle in Berlin außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes bewirkt wor- 
den, so ist die Hinterlegungsstelle des Amts- 
gerichts Schöneberg zuständig. Die Tatsache 
der Hinterlegung muß durch öffentliche Ur- 
kunden nachgewiesen werden. 

ABSCHNITT III 

Inanspruchnahme von Berliner Altbanken 
und verlagerten Geldinstituten durch 
Gläubiger aus dem Saarland 

§ 22 

Das Altbankengesetz vom 10. Dezember 
1953 (Gesetz- und Verordnungsblatt für Ber- 
lin S. 1483) wird wie folgt geändert: 

1. § 7 Abs. 1 und 6 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Als alte Zahlungsverbindlichkeiten 
gegenüber West- und Auslandsgläubigern 
im Sinne von § 5 Abs. 1 Buchstabe b gel- 
ten diejenigen vor dem 9. Mai 1945 im 
Geschäftsbetrieb der Berliner Niederlas- 
sung der Altbank gegründeten Verbindlich- 
keiten (einschließlich Versorgungsanwart- 
schaften), die auf Deutsche Mark umgestellt 
sind oder auf ausländische Währung lauten 
und am 1. Oktober 1949 gegenüber einem 
Gläubiger bestanden, der seinen Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt, seinen Sitz 
oder Ort der Geschäftsleitung zu diesem 
Zeitpunkt in Berlin (West), im Bundesge- 
biet, im Saarland oder außerhalb von 
Deutschland nach dem Gebietsstand vom 
31. Dezember 1937 hatte oder bis zum 
31. Dezember 1952 in dieses Gebiet ver- 
legt hat.“ 

„(6) Für Verbindlichkeiten gegenüber 
einer sonstigen Gemeinschaft zur gesam- 
ten Hand gelten die örtlichen Vorausset- 
zungen des Absatzes 1 als erfüllt, wenn sie 
zu dem maßgebenden Zeitpunkt entweder 
in der Person aller Mitberechtigten gege- 
ben waren oder wenn die Gemeinschaft zur 
gesamten Hand am 31. Dezember 1952 
ihren Sitz oder Ort der Geschäftsleitung in 
Berlin (West), im Bundesgebiet, im Saar- 
land oder außerhalb von Deutschland nach 
dem Gebietsstand vom 31. Dezember 1937 
hatte.“ 

2. § 8 Abs. 1 Buchstabe a erhält folgende Fas- 
sung: 

„ a) Verbindlichkeiten, die am 21. Juni 
1948 gegenüber Gläubigern bestanden, 
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die ihren Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthaltsort, ihren Sitz oder Ort 
der Geschäftsleitung weder am 
21. Juni 1948 in Berlin (West), im 
Bundesgebiet oder im Saarland hatten, 
noch bis zum 31. Dezember 1952 in 
Berlin (West), im Bundesgebiet oder 
im Saarland begründet haben, oder“. 

3. § 16 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Bis zum Erlaß näherer Vorschriften 
darf über Vermögenswerte, die der Verwal- 
tung des Treuhänders unterliegen, nicht 
zum Zwecke der Erfüllung von Verbind- 
lichkeiten des Kreditinstituts verfügt wer- 
den, die vor der Bestellung des Treuhän- 
ders oder außerhalb Berlins (West), des 
Bundesgebietes oder des Saarlandes nach 
der Bestellung des Treuhänders begründet 
worden sind. Verfügungen im Wege der 
Zwangsvollstreckung stehen rechtsgeschäft- 
lichen Verfügungen gleich.“ 

§ 23 

(1) Soweit Verbindlichkeiten im Geschäfts- 
betrieb einer außerhalb Berlins gelegenen 
Niederlassung begründet worden sind, die 
nach § 3 der Fündunddreißigsten Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz als 
verlagert anerkannt worden ist, kann das 
Geldinstitut nach Maßgabe des Umstellungs- 
gesetzes im Geltungsbereich des Grundgeset- 
zes auch in Anspruch genommen werden, 
wenn die Verbindlichkeiten am 21. Juni 1948 
gegenüber Personen bestanden, deren Wohn- 
sitz, dauernder Aufenthalt, Sitz, Ort der 
Niederlassung oder Geschäftsleitung sich am 
21. Juni 1948 im Saarland befunden hat. 

(2) Die §§ 4 und 5 der Fünfunddreißigsten 
Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz sind mit der Maßgabe sinngemäß 
anzuwenden, daß die darin vorgesehenen 
Fristen für die in Absatz 1 genannten Gläu- 
biger nach Ablauf von sechs Monaten nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes beginnen. 

(3) Soweit ein unter Absatz 1 fallendes 
Geldinstitut weder nach Absatz 1 noch nach 
§ 42 Abs. 1 des Umstellungsergänzungsgeset- 
zes oder nach § 6 Abs. 1 und 2 der Fünf- 
unddreißigsten Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz in Anspruch genom- 
men werden kann, ist eine Vollstreckung in 
die im Geltungsbereich dieses Gesetzes vor- 
handenen Vermögenswerte des Geldinstituts 
auch aus solchen Urteilen oder anderen Voll- 
streckungstiteln unzulässig, die nach dem In- 


krafttreten der Fünfunddreißigsten Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Geset- 
zes erwirkt worden sind. 

(4) Die unter Absatz 1 fallenden Geldinsti- 
tute haben auch die in Absatz 1 bezeichneten 
Verbindlichkeiten und die Vermögenswerte, 
die bei Beginn des 21. Juni 1948 im Saar- 
land vorhanden waren, in die Umstellungs- 
rechnung einzustellen. Bei der Berechnung des 
früheren Eigenkapitals nach § 7 Abs. 2 Satz 3 
der Fünfunddreißigsten Durchführungsver- 
ordnung zum Umstellungsgesetz sind auch 
der auf das Saarland entfallende Teilbetrag 
des früheren Eigenkapitals sowie die Ver- 
bindlichkeiten zu berücksichtigen, für die das 
Geldinstitut nach Absatz 1 in Anspruch ge- 
nommen werden ikann. 

(5) Soweit nach den Absätzen 1 bis 4 eine 
Erhöhung der Ausgleichsforderungen ein- 
tritt, ist der Bund vorbehaltlich einer ander- 
weitigen gesetzlichen Regelung Schuldner der 
Ausgleichsforderungen. 

§ 24 

(1) Der Anspruch auf Erhöhung der Aus- 
gleichsforderungen wird von der Bankauf- 
sichtsbehörde festgestellt, die für das als ver- 
lagert anerkannte Geldinstitut zuständig ist. 
Wird die Umstellungsrechnung berichtigt, so 
ist auch die nach Satz 1 getroffene Feststel- 
lung zu berichtigen. Die Feststellung und eine 
etwaige Berichtigung sind dem Bundesmini- 
ster der Finanzen mitzuteilen. 

(2) Die Ausgleichsforderungen sind Schuld- 
buchforderungen. Sie werden auf Ersuchen 
des Bundesministers der Finanzen in das Bun- 
desschuldbuch eingetragen; die Eintragung ist 
im Falle des Absatzes 1 Satz 2 zu berichtigen. 
§ 35 Abs. 2 und 3 des Umstellungsergän- 
zungsgesetzes gilt entsprechend. 

ABSCHNITT IV 
Schlußvorschriften 

§ 25 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Vorschriften über das bei der 
Anmeldung von Ostberliner Altgeldgutha- 
ben und bei der Anerkennung der Umwand- 
lungsfähigkeit dieser Guthaben zu beach- 
tende Verfahren zu erlassen. 
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§ 26 

Das Gesetz über die Tilgung von Aus- 
gleichsforderungen vom 14. Juni 1956 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 507) wird wie folgt geän- 
dert: 

In § 1 Abs. 1 Nr. 1 wird angefügt: 

,,m) § 15 und § 23 Abs. 5 des Gesetzes über 
die Ergänzung von Vorschriften des Um- 
stellungsrechts (Zweites Umstellungser- 
gänzungsgesetz) vom . . . (Bundesgesetz- 

bl. IS... .).“ 


§ 27 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
in Berlin (West). Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten in Berlin (West) nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 28 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Der Gesetzentwurf behandelt in seinen Ab- 
schnitten I bis III drei sachlich voneinander 
unabhängige währungsrechtliche Probleme. 

Abschnitt I regelt die Umwandlung von Alt- 
geldguthaben bei Kreditinstituten im so- 
wjetischen Sektor von Berlin (Ostberliner 
Altgeldguthaben) zugunsten von Westgläu- 
bigern. 

Abschnitt II holt die Abwicklung von An- 
sprüchen aus Hinterlegungen von Reichs- 
markbeträgen bei Berliner Hinterlegungs- 
stellen nach. 

Abschnitt III eröffnet im Saarland ansässigen 
Gläubigern die Möglichkeit zur Inanspruch- 
nahme von Berliner Altbanken und verlager- 
ten Geldinstituten aus Zahlungsve Ähnlich- 
keiten. 


ZU ABSCHNITT I 

Umwandlung von Ostberliner 
Altgeldguthaben 

Allgemeines 

I. 

1. Auf Grund der sogenannten Ruhensan- 
ordnung der sowjetischen Besatzungsmacht 
vom 5. Juni 1945 wurden in Berlin im Früh- 
jahr 1945 die Banken, die vor dem 9. Mai 
1945 bestanden hatten, mit Ausnahme der 


Sparkasse der Stadt Berlin, stillgelegt. An 
ihrer Stelle wurden zwei neue Banken, das 
Berliner Stadtkontor und die Berliner Volks- 
bank eGrnbH, errichtet. Die am Berliner 
Geldverkehr beteiligten WirtsAaftiskreise 
waren daher gezwungen, in der Zeit zwi- 
sAen dem Zusammenbruch und der Spaltung 
Berlins Konten bei den genannten drei Geld- 
instituten und bei dem PostsAeckamt Ber- 
lin zu unterhalten. Alle diese Institute haben 
ihre Hauptniederlassung (Sitz) im Ostsektor 
von Berlin. 

NaA der Berliner Umstellungsverordnung 
vom 4. Juli 1948 (Verordnungsbl. für Groß- 
Berlin I S. 374) konnten zwar naA dem 
8. Mai 1945 entstandene ReiAsmarkgut- 
'haben bei den erwähnten Geldinstituten um- 
gestellt werden, jedoA nur, soweit sie bei 
einer Westberliner Niederlassung entstanden 
waren. Die Guthaben bei den Ostberliner 
Zweig- oder Hauptniederlassungen und bei 
dem PostsAeckamt Berlin waren von dieser 
Umstellung ausgesAlossen. 

Die Guthaben von Westgläulbigern bei den 
im Ostsektor von Berlin gelegenen Nieder- 
lassungen sowie die Guthaben beim Post- 
sAeckamt Berlin (insgesamt sAätzungsweise 
150 000 Guthaben über 500 bis 800 Mio 
ReiAsmark) wurden ebenso wie die Gut- 
haben der in der sowjetischen Besatzungs- 
zone und in dem Ostsektor von Berlin an- 
sässigen Gläubiger naA der Verordnung der 
DeutsAen WirtsAaftskommission über die 
Währungsreform in der sowjetisAen Be- 
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satzungszone Deutschlands vom 21. Juni 
1948 (Verordnungsbl. für Groß-Berlin I 
S. 383) in Deutsche Mark der Deutschen 
Notenbank umgewertet („umgewertete Gut- 
haben“). Die umgewerteten Guthaben 
wurden jedoch für Gläubiger, die nicht in der 
sowjetischen Besatzungszone oder in Berlin 
(Ost) ansässig waren, grundsätzlich gesperrt, 
und zwar für Bewohner des Bundesgebietes 
und für Ausländer nach § 13 der Verord- 
nung der Deutschen Wirtschaftskommission, 
für Bewohner der Westsektoren von Berlin 
durch verschiedene Sondervorschriften (Nä- 
heres vgl. unten zu § 1). Eine Verfügung 
über die umgewerteten Guthaben wurde nur 
in beschränktem Umfang gestattet. 

2. Tn dem weitgehenden Entzug der Ver- 
fügungsmöglichkeit über diese Vermögens- 
werte wird von den betroffenen Gläubigern, 
die fast ausschließlich in Berlin (West) ansäs- 
sig sein dürften, eine unbillige Härte gesehen. 
Die Berliner Stadtverordnetenversammlung 
hat deshalb schon am 23. November 1950 
einstimmig beschlossen, daß diese Guthaben 
im Verhältnis von 1 Deutschen Mark der 
Bank deutscher Länder für 10 Reichsmark 
umgewertet werden sollten. Zum Erlaß eines 
entsprechenden Gesetzes durch die Berliner 
alliierte Kommandantur kam es jedoch vor 
Übergang der Gesetzgebungsbefugnis auf 
deutsche Stellen nicht. Von einer Regelung 
der Umwandlung von Altgeldguthaben im 
Umstellungsergänzungsgesetz vom 21. Sep- 
tember 1953 sah die Bundesregierung ab, da 
dieses Gesetz auf die Umwandlung von Ur- 
altguthaben beschränkt bleiben sollte. Die 
Nachholung einer gesetzlichen Regelung für 
Altgeldguthaben wurde jedoch ausdrücklich 
in der amtlichen Begründung zum Umstel- 
lungsergänzungsgesetz Vorbehalten. In dieser 
wird (Drucksache Nr. 4327 S. 19 der 1. Wahl- 
periode) unter TT. zu § 1 ausgeführt: 

„Nach dem 8. Mai 1945 entstandene Berliner 
Reichsmarkguthaben (Altgeldguthaben) wer- 
den vorläufig in die Umwandlung nicht ein- 
bezogen. Soweit diese Altgeldguthaben nach 
der Westberliner Umstellungsgesetzgebung 
noch nicht umgesetllt sind — nämlich Alt- 
gel dguthaben bei den ostsektoralen Zweig- 
anstalten des Berliner Stadtkontors, der 
Sparkasse der Stadt Berlin und der Berliner 
Volksbank sowie Altgeldguthaben bei dem 
im Ostsektor gelegenen Postscheckamt Ber- 
lin — , bleibt ihre Umwandlung einer späte- 
ren Regelung Vorbehalten.“ 


Tn den Jahren 1954 bis 1956 wurde wieder- 
holt im Berliner Abgeordnetenhaus eine als- 
baldige gesetzliche Regelung gefordert. Nach- 
dem sich das Land Berlin bereit erklärt hat, 
die mit einer Umwandlungsaktion verbunde- 
nen finanziellen Lasten zu übernehmen, 
kann die gesetzliche Regelung erfolgen. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
ergibt sich aus Artikel 73 Nr. 4 GG in Ver- 
bindung mit § 3 Abs. 2 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (BGBl. I 
S. 1). 

IT. 

Die Grundgedanken von Abschnitt I sind 
folgende: 

1. § 1 Abs. 1 ist eine Umstellungsvorschrift. 
Durch die Berliner Umstellungsverordnung 
vom 4. Juli 1948 wurden lediglich die Alt- 
gel dguthaben auf Deutsche Mark der Bank 
deutscher Länder umgestellt, die bei einer 
Westberliner Niederlassung der Sparkasse 
der Stadt Berlin, des Berliner Stadtkontors 
und der Berliner Volksbank eGmbH geführt 
wurden. § 1 Abs. 1 sieht die nachträgliche 
Umwandlung der Altgeldguthaben auf Deut- 
sche Mark der Bank deutscher Länder vor, 
die bei einer Niederlassung der genannten 
Institute im sowjetischen Sektor von Berlin 
und beim Postscheckamt Berlin geführt wur- 
den (sogenannte Ostberliner Altgeldgut- 
haben). Hierdurch sollen die Gläubiger, 
welche die Wohnsitzvoraussetzung des Ab- 
satzes 1 erfüllen, in der Verfügungsmöglich- 
keit über ihre Altgeldguthaben, die bei einer 
Niederlassung im sowjetischen Sektor be- 
gründet worden waren und am 24. Juni 1948 
noch bestanden, den Gläubigern gleichge- 
stellt werden, deren Altgeldguthaben bei 
einer Niederlassung in Berlin (West) geführt 
und deshalb bei der Währungsumstellung auf 
Deutsche Mark der Bank deutscher Länder 
umgestellt worden waren. Die rechtliche 
Kompetenz zur Umwandlung dieser Gut- 
haben auf Deutsche Mark der Bank deutscher 
Länder ergibt sich daraus, daß die Schuldner 
Institute mit Sitz in (Gesamt-)Berlin sind. 

§ 1 Abs. 1 ist keine Entschädigungsvorschrift. 
Die Westgläubiger erhalten nicht den Scha- 
den ersetzt, der ihnen durch die Sperrung 
ihrer auf Deutsche Mark der Deutschen 
Notenbank umgewerteten Guthaben ent- 
standen ist. Für derartige Schäden gelten die 
allgemeinen Grundsätze der Lastenausgleichs- 
regelung. Nach diesen werden Schäden, die 
in der sowjetisch besetzten Zone oder in Ber- 
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lin (Ost) entstanden sind, grundsätzlich nicht 
berücksichtigt. 

2. Ein wirtschaftlich begründeter Anlaß zur 
Umwandlung Ostberliner Alt geldgut haben 
auf Deutsche Mark der Bank deutscher Län- 
der besteht nur insoweit, als nicht seit der 
Währungsumstellung eine Minderung des 
umgewerteten Guthabens erfolgt ist. Soweit 
eine Minderung vorgenommen wurde, ist 
der Kontoinhaber in den wirtschaftlichen 
Genuß des in der Reichsmarkzeit gebildeten 
Guthabens gekommen. Würde in derartigen 
Fällen das Altgeldguthaben auch noch auf 
Deutsche Mark der Bank deutscher Länder 
umgewandelt, so würde der Berechtigte er- 
neut über das im Zeitpunkt der Währungs- 
umstellung bestehende Guthaben — wirt- 
schaftlich betrachtet — verfügen können; er 
würde praktisch zu Lasten der öffentlichen 
Hand bereichert. 

3. An der Verfügung über ihr umgewertetes 
Guthaben gehindert waren und sind nach 
den Ostberliner Vorschriften grundsätzlich 
die Berechtigten, welche nicht im Ostsektor 
von Berlin oder in Mitteldeutschland ansässig 
sind. Für eine Umwandlung auf Deutsche 
Mark der Bank deutscher Länder kommen 
demnach einmal Guthaben von solchen Gläu- 
bigern in Betracht, welche im maßgeblichen 
Zeitraum im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
ihren Wohnsitz, dauernden Aufenthalt, Sitz 
oder Ort der Geschäftsleitung hatten. Außer- 
dem sind die ausländischen Gläubiger mit zu 
berücksichtigen, soweit sie in einem Staate 
ansässig sind, welcher die Bundesrepublik 
Deutschland bis zum 15. Dezember 1953 an- 
erkannt hat. Zur Umwandlung der Gut- 
haben von Ausländern, welche ln einem der 
Ostblockstaaten wohnen, besteht keine Ver- 
anlassung. Staaten, welche die sogenannte 
Deutsche Demokratische Republik anerkannt 
haben, haben damit auch deren Währungs- 
umstellung anerkannt. Gläubiger, die in der- 
artigen Staaten ansässig sind, haben deshalb 
die Ostberliner Vorschriften über die Um- 
wandlung und evtl. Sperrvorschriften bezüg- 
lich der umgewerteten Guthaben gegen sich 
gelten zu lassen. 

Da Gläubiger, die nach dem 24. Juni 1948 
— wenn auch nur vorübergehend — in Ber- 
lin (Ost) Oider in Mitteldeutschland ansässig 
waren, nach den Ostberliner Vorschriften 
über ihre umgewerteten Guthaben verfügen 
konnten, müssen die Berechtigten, damit ihre 
Ostberliner Altgeldguthaben auf Deutsche 


Mark der Bank deutscher Länder umgewan- 
delt werden können, vom Währungsstichtag 
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes un- 
unterbrochen in dem maßgebenden Gebiet 
(vgl. § 1 Abs. 1) ansässig sein. Dasselbe gilt, 
wenn das umgewertete Guthaben einer 
Mehrheit von Personen zusteht (z, B. Erben- 
gemeinschaft). Hat eine dieser Personen ihren 
Wohnsitz in den Ostgebieten und kann sie 
rechtlich mit Wirkung für alle Berechtigten 
über das Guthaben verfügen, so entfällt die 
Umwandlung (§ 1 Abs. 5). Eine Umwand- 
lung zugunsten der im Westen ansässigen 
Mitberechtigten würde zu einer sachlich un- 
berechtigten doppelten Nutzung desselben 
Reichsmark-Guthabens und damit zu einer 
Bereicherung der Gesamtheit der Berechtig- 
ten führen. 

4. Die Umwandlung erfolgt auf Grund einer 
Anmeldung (§ 4). Anmeldestellen sind alle 
in Berlin (West) zum Neugeschäft zugelasse- 
nen Kreditinstitute sowie das Postscheckamt 
Berlin (§ 5). 

5. Das Umwandlungsverfahren lehnt sich 
weithin an die bewährte Regelung des Um- 
stellungsergänzungsgesetzes für die Um- 
wandlung von Uraltguthaben an (vgl §§ 3 ff., 
12). Bei der Anmeldestelle erfolgt die Gut- 
schrift des Neugeldguthabens (§ 11). Wird 
ein Umwandlungsantrag ablehnend beschie- 
den, so kann hiergegen gerichtliche Entschei- 
dung beantragt werden (§ 9). 

6. Der Anmelder hat Bestand und Höhe sei- 
nes Ostberliner Altgeldguthabens am 24. Juni 
1948 nachzuweisen, sowie, daß das umge- 
wertete Guthaben nicht und gegebenenfalls 
in welcher Höhe gemindert worden ist. Die- 
sen Nachweis durch Bescheinigungen des 
kontoführenden Instituts zu erbringen, 
dürfte bei Giro- und Postscheckkonten 
durchweg nicht möglich sein. Auch die An- 
meldestellen besitzen hierüber keine Unter- 
lagen. Um die Durchführung des Umwand- 
lungsverfahrens trotzdem zu ermöglichen, 
stellt das Gesetz Beweiserleichterungsgrund- 
sätze auf (§ 7). 

7. Die Anmeldestellen erhalten in Höhe von 
15 v. H. der gutgeschridbenen Neugeldgut- 
haben eine Liquiditätsausstattung von der 
Berliner Zentralbank und in Höhe von 
85 v, H. Ausgleichsforderungen vom Land 
Berlin (§5 15, 16). Außerdem erhalten sie für 
jede anerkannte oder nicht anerkannte An- 
meldung eine Vergütung vom Land Berlin 
(5 13 ). 
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Besonderes 

Zu § 1 

Nach der Berliner Umstellungsverordnung 
vom 4. Juni 1948 wurden nur die Altgeld- 
guthaben — d. h. die zwischen dem 9. Mai 
1945 und der Währungsreform entstandenen 
Reichsmarkguthaben — in Deuts Ae Mark 
(West) im Verhältnis von 1 Deutschen Mark 
für 10 ReiAsmark umgestellt, die bei einer 
Haupt- oder Zweigniederlassunq; der Spar- 
kasse der Stadt Berlin, des Berliner Stadt- 
kontors und der Berliner Volksbank eGmbH 
in den drei Westsektoren Berlins geführt 
wurden. Da das PostsAeckamt Berlin keine 
Niederlassung in Berlin (West) besaß, waren 
alle PostsAeAguthäben von Westberliner 
und westdeutsAen PostsAeckkunden von 
der Umstellung ausgesAlossen. 

Sofern die Altgeldguthaben bei einer Hauot- 
oder Zweigniederlassung der drei genannten 
Kreditinstitute in Berlin (Ost) oder beim 
PostsAeckamt Berlin geführt wurden, wur- 
den sie nach der Verordnung der Deuts Aen 
WirtsAaftskommission über die Währungs- 
reform in der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands vom 21. Juni 1948 umgewer- 
tet. Die umgewerteten Guthaben wurden je- 
doch für Gläubiger, die nicht in der sowjeti- 
sAen Besatzungszone oder in Berlin (Ost) 
ansässig waren, grundsätzlich gesperrt. Auf 
Grund der bekanntgewordenen Ostberliner 
VorsAriften kann davon ausgegangen wer- 
den, daß — außer im Falle der Erteilung von 
Einzelgenehmigungen — in den West Sekto- 
ren von Berlin ansässige Personen über ihre 
nach dem Befehl Nr. 157 des Chefs der Gar- 
nison und Militärkommandanten der Stadt 
Berlin vom 5. Juli 1948 gesperrten Sparkon- 
ten niAt verfügen konnten. Dasselbe gilt 
nach dem Befehl Nr. 156 des Chefs der Gar- 
nison und Militärkommandanten der Stadt 
Berlin für Giro- und Postscheckkonten von 
solAen Westberliner Gläubigern, die nicht 
unter Nr. 1 BuAstabe d des Befehls Nr. 
121/48 über die Bildung der Kommission 
zur Regelung des Geldverkehrs in Berlin 
vom 14. Juli 1948 (Zentralverordnungsbl. 
für die sowjetisAe Besatzungszone DeutsA- 
lands S. 293) fallen. NaA diesem Befehl 
hatte die Kommission „die Sperre der Kon- 
ten von Betrieben, Firmen und Organisatio- 
nen der Westsektoren aufzuheben, wenn 
die Betriebe, Firmen oder Organisationen 
sämtliAe Verrechnungen ausschließliA in 
der Währung ausführen, die in der so- 
wjetisAen Besatzungszone DeutsAlands im 


Umlauf ist“. Die Aufhebung der Sperre von 
Girokonten durch die Geldkommission er- 
folgte, sofern der Gläubiger sich verpflich- 
tete, „ein laufendes Konto in Deutscher 
Mark der DeutsAen Notenbank bei der 
Kasse zu unterhalten, über dieses Konto den 
Zahlungsverkehr für das Gebiet von Groß- 
Berlin und der Sowjetzone zu leiten, alle 
Geldbewegungen (ausgenommen Gehalts-, 
Lohnzahlungen, kleinere Ausgaben) bargeld- 
los vorzu nehmen und alle Erzeugnisse nur 
gegen Bezahlung in Deuts Aer Mark der 
Deutschen Notenbank zu verkaufen“. 

Von dieser FreigabemögliAkeit hat eine 
große Anzahl von Westberliner Kontoinha- 
bern, die ihre Betriebe, Büros etc. in Berlin 
(Ost) hatten, Gebrauch gemacht. 

Die generelle VerfügungsmögliAkeit auf 
Grund des Befehls Nr. 121/48 wurde end- 
gültig durch eine Anordnung der DeutsAen 
Notenbank vom Juni 1950 aufgehoben. 
NaA dieser Anordnung waren die umge- 
werteten Guthaben von Westsektorenbe- 
wohnern blockiert zu halten; Verfügungen 
bedurften der Einzelgenehmigung der Deut- 
sAen Notenbank. Eine generelle Verfügungs- 
möglichkeit in praktisch aber außerordent- 
liA beschränktem Umfange eröffnete die 
Verordnung zur Regelung des innerdeut- 
sAen Zahlungsverkehrs vom 23. Dezember 
1950 (Verordnungsbl. für Groß-Berlin I 
S. 373) in Verbindung mit der ersten DurA- 
führungsbestimmung vom 23. Dezember 
1950 (Verordnungsbl. für Groß-Berlin I 
S. 374). 

Die generelle Verfügungssperre über die um- 
gewerteten Spar-, Giro- und Postscheckkon- 
ten von Personen, die nicht in der sowjeti- 
schen Besatzungszone und in Groß-Berlin 
wohnten, d. h. der Bewohner der Bundes- 
republik, und von Ausländern, ordnete 
Nr. 13 der Verordnung der DeutsAen 
WirtsAaftskommission über die Währungs- 
reform in der sowjetisAen Besatzungszone 
Deutschlands vom 21. Juni 1948 an. Diese 
Sperre wurde 1949 durA den Runderlaß 
Nr. 350 des Ministeriums der Finanzen vom 
30. November 1949 (abgedruckt in den Mit- 
teilungen der Bank deutscher Länder — Folge 
1949/50 S. 335) gelockert. NaA diesem Erlaß 
konnten diese Gläubiger in beschränktem 
Umfang über ihre Guthaben verfügen, und 
zwar insbesondere zur Bezahlung von Steu- 
ern, Aufwendungen für Hausgrundstücke, 
Kapitalrückzahlungen und von Hypotheken- 
zinsen sowie zur Leistung von Unterhalts- 
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Zahlungen an Familienangehörige in Mittel- 
deutschland und im Ostsektor Berlins. Dieser 
Erlaß wurde 1950 ebenfalls durch die Ver- 
ordnung zur Regelung des innerdeutschen 
Zahlungsverkehrs vom 23. Dezember 1950 
(VerordnungbL für Groß-Berlin I S. 373), 
die hierzu ergangenen Richtlinien vom 5. Fe- 
bruar 1951 (Verordnungsbl. für Groß-Ber- 
lin I S. 58) — neu gefaßt am 15. März 1955 
(Verordnungsbl. für Groß-Berlin I S. 91) — 
sowie die 1. und 2. Durchführungsbestim- 
mungen vom 23. Dezember 1950 und vom 
15. Oktober 1951 (Verordnungsbl, für 
Groß-Berlin 1950 S, 374, Verordnungsbl. 
1951 S. 475) abgelöst. 

§ 1 eröffnet die Möglichkeit zur Umwand- 
lung der bei ostsektoralen Haupt- und 
Zweigstellen der drei genannten Kreditinsti- 
tute sowie beim Postscheckamt Berlin ge- 
führten Altgeldguthaben aus den oben unter 
Allgemeines I. 2. und II. 1. dargelegten 
Gründen. 

Absatz 1 Satz 1 ist grundlegende materiell- 
rechtliche Vorschrift. In ihr wird zunächst 
der Begriff „Ostberliner Altgeldguthaben" 
definiert als ein Reichsmarkguthaben, das 
nach dem 8. Mai 1945 im sowjetischen Sek- 
tor von Berlin bei dem Berliner Stadtkontor, 
der Berliner Volksbank eGmbH, der Spar- 
kasse der Stadt Berlin oder dem Postscheck- 
amt Berlin begründet worden ist und am 
24. Juni 1948 bestanden hat. Nicht unter die- 
sen Begriff fallen die im Zusammenhang mit 
der Ablieferung von Bargeld nach II Nr. 6 
der Verordnung der Deutschen Wirtschafts- 
kommission über die Währungsreform vom 
21. Juni 1948 entstandenen, auf Deutsche 
Mark der Deutschen Notenbank lautenden 
Guthaben. 

Ostberliner Altgeldguthaben können bei 
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen 
nach Maßgabe ihres Kontostandes am 24. Juni 
1948 auf Antrag (§ 3) umgewandelt werden. 
Bei der Umwandlung berücksichtigt werden 
nur volle Reichsmarkbeträge (§12 Abs. 1 in 
Verbindung mit § 7 Umstellungsergänzungs- 
gesetz). Zinsen auf Ostberliner Altgeldgut- 
haben dürfen nicht mehr gutgeschrieben wer- 
den. Soweit sie erkannt und in dem Konto- 
stand vom 24. Juni 1948 enthalten sind, sind 
sie umwandlungsfähig (§ 12 Abs. 1 in Ver- 
bindung mit § 8 Abs. 1 Umstellungsergän- 
zungsgesetz). 

Die Umwandlung auf Deutsche Mark der 
Bank deutscher Länder erfolgt im Verhältnis 


von einer Deutschen Mark für je zehn 
Reichsmark. Dieses Umwandlungsverhältnis 
entspricht dem Umwandlungsverhältnis für 
Altgeldguthaben bei den westsektoralen Nie- 
derlassungen der erwähnten Kreditinstitute 
nach der Berliner Umstellungsverordnung 
vom 4. Juli 1948. Für die Umwandlung spielt 
keine Rolle, ab das Guthaben nach den so- 
wjetzonalen Vorschriften umgestellt wurde 
oder ob die Umwandlung wegen des Fehlens 
des Nachweises des rechtmäßigen Erwerbs 
unterblieb und das Guthaben konfisziert 
wurde (vgl. V Nr. 12 der Verordnung der 
Deutschen Wirtschaftskommission über die 
Währungsreform in der sowjetischen Besat- 
zungszone Deutschlands vom 21. Juni 1948). 

Von der Verfügungssperre nach den in der 
sowjetischen Besatzungszone erlassenen Vor- 
schriften sind die Personen nicht betroffen, 
die nach dem 24. Juni 1948 in der sowje- 
tischen Besatzungszone oder im Ostsektor 
von Berlin ansässig waren. Absatz 1 be- 
schrankt deshalb den Personenkreis, dessen 
Guthaben umgewandelt werden können, auf 
solche Gläubiger, die vom Ostberliner Wäh- 
rungsstichtag — 24, Juni 1948 — bis zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
ständig in Berlin (West), im Bundesgebiet, 
im Saarland oder in einem Staate ansässig 
waren, der die Bundesrepublik Deutschland 
am 15. Dezember 1953 anerkannt hat (soge- 
nannte Wohnsitzvoraussetzung). Ein Gläubi- 
ger (Unternehmen) mit Sitz In Berlin hat im 
Sinne dieser Vorschrift seinen Sitz in Berlin 
(West), wenn sich die Geschäftsleitung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes befindet (vgl. 
§12 Abs. 1 in Verbindung mit § 1 Abs. 3 
Umstellungsergänzungsgesetz). 

Der generelle Ausschluß der Guthaben aller 
Gläubiger, die nach dem 24. Juni 1948 und 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt, Sitz 
oder Ort der Geschäftsleitung, wenn auch 
nur vorübergehend, in Berlin (Ost) oder in 
Mitteldeutschland gehabt haben, von der 
Umwandlung ist deshalb berechtigt, weil da- 
von ausgegangen werden muß, daß diese 
Gläubiger von der Verfügungsmöglichkeit 
über ihre umgewerteten Guthaben Gebrauch 
gemacht haben. Dies gilt auch für die soge- 
nannten „Westoptanten", d. h. für die Be- 
wohner Berlins, die nach der Spaltung der 
Stadt aus dem Ostsektor in die Westsektoren 
gezogen sind. Ist während des Zeitraumes 
vom 24. Juni 1948 bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ein Wechsel in der Person des 
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Berechtigten eingetreten, so muß der Erstbe- 
rechtigte vom 24. Juni 1948 bis zum Zeit- 
punkt des Rechtsüberganges, der Rechtsnach- 
folger von diesem Zeitpunkt bis zum Inkraft- 
treten des Gesetzes die Wohnsitzvorausset- 
zung erfüllen (Satz 2). 

Die Festlegung des zweiten Stichtages auf den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
läßt die Möglichkeit offen, daß das Ostberli- 
ner Altgeldguthaben eines Gläubigers, der 
nach diesem Stichtag in den Osten üibergesie- 
delt ist und dort die Verfügungsmöglichkeit 
über sein umgewertetes Guthaben erhalten 
hat, auf Deutsche Marie der Bank deutscher 
Länder umgewandelt wird. Dieses Ergebnis 
würde vermieden, wenn als zweiter Stichtag 
der Zeitpunkt der Umwandlung gewählt 
würde. Dieser Zeitpunkt wäre jedoch kein 
einheitlicher für alle Gläubiger. Da die Un- 
zweckmäßigkeit einer derartigen Regelung 
die — weithin wohl nur theoretische — Ge- 
fahr einer wirtschaftlich unberechtigten Um- 
wandlung in Einzelfällen überwiegen dürfte, 
wird auf einen einheitlichen und festen 
Stichtag abgestellt. Ebenso wie in dem Falle 
der Wohnsitzverlegung nach dem zweiten 
Stichtag muß aus allgemein-rechtlichen Er- 
wägungen die Umwandlungsfähigkeit aner- 
kannt werden, wenn der Berechtigte, der die 
Wohnsitzvoraussetzung erfüllt, nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes stiribt und der Erbe in 
den Ostgebieten ansässig ist. 

Eine Festlegung des zweiten Stichtages auf 
einen früheren Zeitpunkt als den des Inkraft- 
tretens des Gesetzes ist nicht möglich, da in 
diesem Falle Guthaben von Berechtigten, die 
schon vor Inkrafttreten des Gesetzes vom 
Westen in den Osten verzogen sind, um- 
wandlungsfähig würden. 

Ein berechtigtes Bedürfnis für eine wirt- 
schaftliche Verwertbarkeit von Ostberliner 
Altgeldguthäben durch ihre Umwandlung in 
Deutsche Mark der Bank deutscher Länder 
kann nur insoweit anerkannt werden, als ein 
umgewertetes Guthaben auf Grund der in 
dem sowjetischen Besatzungssektor von Ber- 
lin ergangenen Vorschriften gesperrt war und 
deshalb über das Guthaben bisher nicht ver- 
fügt worden ist. Absatz 2 Satz 1 gestattet 
deshalb die Umwandlungsfähigkeit eines 
Ostberliner Altgeldguthabens nur insoweit, 
als das umgewertete Guthaben nach dem 24. 
Juni 1948 durch Rechtsgeschäft oder im Wege 
der Zwangsvollstreckung nicht gemindert 
worden ist. Eine Verfügung, die keine Min- 
derung des Kontostandes bewirkte (z. B. Sal- 


dierung, Gutschrift), schließt die Umwand- 
lungsfähigkeit nicht aus. Die bloße Möglich- 
keit, zu Lasten des umgewerteten Guthabens 
zu verfügen, beeinträchtigt die Umwand- 
lungsfähigkeit nicht (anders § 2 Abs. 1 Nr. 4). 
Auf die bloße Möglichkeit einer Verfügung 
kann grundsätzlich deshalb nicht abgestellt 
werden, da einmal sich nicht ausschließen 
läßt, daß — zumindest zeitweise nach der 
Währungsumstellung — einem Gläubiger 
auf Grund von Einzelgenehmigungen oder 
von nicht veröffentlichten Anweisungen der 
zuständigen sowjetzonalen Stellen an die Ost- 
berliner Geldinstitute eine Verfügung recht- 
lich möglich gewesen war, und da zum ande- 
ren einem Gläubiger nicht zum Nachteil ge- 
reichen kann, wenn er von einer derartigen 
Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat. 

Eine Verfügung, durch welche das umgewer- 
tete Guthaben gemindert worden ist, kann 
nur dann die Umwandlungsfähigkeit berüh- 
ren, wenn sie rechtswirksam war. Verfügun- 
gen im Zusammenhang mit der Umwertung, 
die gegen die guten Sitten oder gegen den 
Zweck der im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
bestehenden Rechtsvorschriften verstoßen 
(z. B. Verfügungen auf Grund von hoheit- 
lichen Zwangsmaßnahmen der sowjetsekto- 
ralen Stellen, welche gegen den ordre public 
verstoßen), sind keine Verfügungen in die- 
sem Sinne. 

Satz 2 ergänzt die Vorschrift des Satzes 1 für 
den Fall, daß sich der Kontostand eines um- 
gewerteten Guthabens bis zum Inkrafttreten 
des Gesetzes durch Gutschriften und Last- 
schriften verändert hat. Ausgangspunkt für 
die getroffene Regelung ist der Grundge- 
danke des Satzes 1, daß ein Ostberliner Alt- 
geldguthaben nur dann und insoweit umge- 
wandelt werden darf, als das umgewertete 
Guthaben nicht durch nach dem 24. Juni 
1948 erfolgte Verfügungen vermindert wor- 
den, d. h. dem Berechtigten wirtschaftlich zu- 
gute gekommen ist. 

Eine Minderung des umgewerteten Gutha- 
bens im Sinne von Satz 1 liegt dann nicht 
vor, wenn dieses — was nach den getroffe- 
nen Feststellungen nicht selten der Fall war 
— auf einem Unterkonto verbucht und alle 
Kontenbewegungen nach dem 24. Juni 1948 
gesondert verbucht wurden. In diesem Falle 
ist das Ostberliner Altgeldguthaben in der 
vom 24. Juni 1948 an unvermindert geblie- 
benen Höhe umwandlungsfähig. 

Für die Fälle, in denen jedoch das umgewer- 
tete Guthaben nicht gesondert geführt wor- 
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den ist, bedarf es einer Regelung der Frage, 
ob durch Lastschriften, die zwischen dem 
24. Juni 1948 und dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes vorgenommen wurden, das umge- 
wertete Guthaben auch dann gemindert 
wurde, wenn der Summe der Lastschriften in 
diesem Zeitraum Gutschriften in insgesamt 
mindestens gleicher Höhe gegenüberstehen. 
Möglich wäre eine Regelung, die von der Be- 
trachtungsweise ausgeht, daß die Abbuchun- 
gen in erster Linie zu Lasten der nach dem 
24. Juni 1948 erfolgten Gutschriften gehen 
und sie nur insoweit, als die Gutschriften von 
geringerer Höhe sind als die Lastschriften, 
das umgewertete Guthaben mindern (Lifo- 
Prinzip). Eine entsprechende Regelung wäre 
angemessen, wenn im Hinblick auf die nach 
der Währungsumstellung im Ostsektor von 
Berlin für die umgewerteten Guthaben erlas- 
senen Sperrvorschriften davon auszugehen 
wäre, daß Verfügungen zu Lasten des umge- 
werteten Guthabens nach dem 24. Juni 1948 
in der Regel nur dann genehmigt wurden, 
wenn zuvor in entsprechender Höhe Gut- 
schriften erfolgt sind. Eindeutige Feststellun- 
gen, in welchem Umfang so verfahren wurde, 
lassen sich jedoch nicht treffen. Möglich ist 
auch die Betrachtungsweise, daß Abbuchun- 
gen grundsätzlich zu Lasten der zeitlich frü- 
hesten Gutschriften gehen (Fifo-Prinzip). 
Satz 2 geht von diesem Grundsatz aus. Maß- 
gebend hierfür ist, daß im Hinblick: auf die 
beschränkten Barmittel, welche den Berech- 
tigten unmittelbar nach der Währungsum- 
stellung zur Verfügung standen, davon aus- 
gegangen werden muß, daß zunächst die in 
Deutsche Mark der Deutschen Notenbank 
gutgeschriebenen Beträge verbraucht worden 
sind. Nach dem 24. Juni 1948 erfolgte Last- 
schriften mindern deshalb das umgewertete 
Guthaben in entsprechender Hohe und 
schließen seine Umwandlung aus. Um unbil- 
lige Härten zu vermeiden, gestattet jedoch 
Satz 2 dem Berechtigten, im Einzelfalle nach- 
zuweisen, daß die Abbuchungen zu Lasten 
der nach dem 24. Juni 1948 verbuchten Neu- 
zugänge erfolgt sind. 

Die Umstellung von Berliner Altgeldgut- 
haben auf Deutsche Mark der Deutschen 
Notenbank ist nicht durchweg im Verhältnis 
von einer Deutschen Mark der Deutschen 
Notenbank für zehn Reichsmark, sondern zu 
verschiedenartigen Staffelsätzen erfolgt (vgl. 
III, IV der Verordnung der Deutschen Wirt- 
schaftskommission über die Währungsreform 
in der sowjetischen Besatzungszone Deutsch- 
lands vom 21. Juni 1948). Sofern der Konto- 


stand eines umgewerteten Guthabens bei In- 
krafttreten dieses Gesetzes gegenüber dem 
Kontostand am 24. Juni 1948 gemindert ist, 
erhebt sich deshalb die Frage, wie die Höhe 
des umwandlungsfähigen Betrages des Ost- 
berliner Altgeldguthabens zu berechnen ist. 
Absatz 3 regelt diese Frage. Für die Berech- 
nung kommen an sich verschiedene Möglich- 
keiten in Betracht, je nachdem, ob die Um- 
wertung der Reichsmarkguthaben zu ver- 
schiedenartigen Staffelsätzen nach den so- 
wjetzonalen Vorschriften berücksichtigt wird 
oder nicht. Absatz 3 geht von der Erwägung 
aus, daß eine Berücksichtigung dieser auf poli- 
tischen Motiven beruhenden Staffelsätze 
durch den westdeutschen Umstellungsgesetz- 
geber nicht geboten ist. Er unterstellt eine 
generelle Umwertung im Verhältnis von 
einer Deutschen Mark der Deutschen Noten- 
bank für zehn Reichsmark. Insoweit ein um- 
gewertetes Guthaben gemindert worden ist, 
ist deshalb der Minderungsbetrag im Verhält- 
nis von zehn Reichsmark für eine Deutsche 
Marie der Deutschen Notenbank rückumzu- 
rechnen und der sich hierbei ergebende 
Reichsmarkbetrag von dem Kontostand des 
Ostberliner Altgeldguthabens am 24. Juni 
1948 abzusetzen. Von dem sich hiernach er- 
gebenden Differenzbetrag ist bei der Um- 
wandlung auszugehen. 


Beispiel: 

Ostberliner Altgeldguthaben 

am 24. Juni 1948 10 000 RM 

abzgl. verfügtem Betrag 3 900 RM 

umwandlungsfähiges 

Guthaben 4 100 RM 


umgewerteter Betrag 1 180 DM-Ost 

vermindert durch 

Verfügungen um 590 DM-Ost 


Der Inhaber eines Ostberliner Altgeldgut- 
habens, dessen Guthaben auf Deutsche Mark 
der Bank deutscher Länder umgewandelt 
wird, erhält die Möglichkeit, sein Guthaben 
wirtschaftlich zu nutzen. Damit er nicht aus 
der Umwertung und Umwandlung desselben 
Reichsmarkguthabens doppelten wirtschaft- 
lichen Nutzen — wenn u. U. auch erst im 
Falle der Wiedervereinigung Deutschlands — 
ziehen kann, macht Absatz 4 die Umwand- 
lung von der Abtretung des umgewerteten 
Guthabens abhängig. Eine Abtretung des ge- 
samten noch bestehenden umgewerteten Gut- 
habens (im obigen Beispiel 590 DM-Ost), und 
nicht nur eines dem umzuwandelnden Ost- 
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berliner Altgeldguthaben entsprechenden Be- 
trages (im obigen Beispiel 410 DM-Ost), ist 
gerechtfertigt, auch wenn die Umwandlung 
des Reichsmarkguthabens in Deutsche Mark 
der Deutschen Notenbank zu einem höheren 
Umwandlungssatz als 10 : 1 erfolgt ist, da die 
Kaufkraft des auf Deutsche Mark der Bank 
deutscher Länder umgewandelten Betrages 
auf jeden Fall höher ist als die des abzutreten- 
den umgewerteten Betrages. Überdies würde 
eine Spaltung der Inhaberschaft an dem um- 
gewerteten Guthaben (im obigen Beispiel: 
180 DM-Ost im Besitz des Kontoinhabers 
[Zedenten], 410 DM-Ost im Besitz des Zes- 
sionärs) spätestens im Zeitpunkt der Wieder- 
vereinigung Deutschlands zu unübersehbaren 
gesetzgeberischen und technischen Schwierig- 
keiten führen. 

Die Abtretung erfolgt an das Land Berlin. 
Da dieses durch die Zurverfügungstellung 
von Ausgleichsforderungen die finanzielle 
Voraussetzung für die Umwandlung schafft, 
hat ihm der Anspruch aus dem umgewerte- 
ten Guthaben zuzustehen, damit es ihn im 
Falle einer sich später ergebenden Verwer- 
tungsmöglichkeit geltend machen kann. 

Wie oben (vgl. Allgemeines II. 3.) näher dar- 
gelegt, würde es der Zielsetzung dieses Ge- 
setzes widersprechen, wenn Ostberliner Alt- 
geldguthaben umgewandelt würden, obwohl 
das umgewertete Guthaben dem Berechtig- 
ten auf Grund seines Wohnsitzes in Berlin 
(Ost) oder in Mitteldeutschland zur freien 
Verfügung steht. Sind mehrere Personen ge- 
samthänderisch an einem umgewerteten Gut- 
haben beteiligt und ist eine dieser Personen 
in den Ostgebieten ansässig, so kann die- 
ser Gläubiger nach Maßgabe der ostzona- 
len devisenrechtlichen Vorschriften über das 
umgewertete Guthaben verfügen. Wirksame 
Verfügungen, die er trifft, müssen die West- 
berechtigten nach dem Grundgedanken des 
§ 1 Abs. 2 gegen sich gelten lassen. Da einer- 
seits die Vermutung dafür spricht, daß die 
Ostberechtigten von gegebenen Verfügungs- 
möglichkeiten über derartige Gemeinschafts- 
konten Gebrauch gemacht haben, anderer- 
seits die Westberechtigten in der Regel keine 
genaue Kenntnis davon haben werden, ob 
Verfügungen erfolgt sind und deshalb viel- 
fach gutgläubig eine objektiv falsche Erklä- 
rung nach 5 7 Abs. 2 Satz 2 abgeben würden, 
schließt Absatz 5 Satz 1 Ostberliner Altgeld- 
guthaben, die Im Zeitpunkt des Inkrafttre- 
tens dieses Gesetzes einer Gemeinschaft zur 
gesamten Hand zustehen, von der Umwand- 
lung aus, sofern in der Person eines der Be- 


rechtigten die Wohnsitzvoraussetzung nicht 
gegeben ist. Auf Grund der besonderen 
Sachlage muß in diesen Fällen eine Umwand- 
lung auch dann ausgeschlossen werden, wenn 
lediglich die Möglichkeit besteht, daß über 
ein umgewertetes Guthaben im Osten ver- 
fügt werden konnte. Dieselben Grundsätze 
gelten nach Satz 2 für Guthaben, die mehre- 
ren Personen — von denen mindestens einer 
in den Ostgebieten wohnt — anteilig zuste- 
hen und über die jeder der Berechtigten 
allein verfügen kann. Auch in diesem Falle 
kann der Ostberechtigte über das umgewer- 
tete Guthaben verfügen, und die Westberech- 
tigten müssen diese Verfügungsmöglichkeiten 
gegen sich gelten lassen. 

Absatz 5 ist Spezialvorschrift gegenüber Ab- 
satz 1. Daraus, daß Absatz 5 bei Personen- 
mehrheiten verlangt, daß jeder der Mitbe- 
rechtigten die Wohnsitzvoraussetzung in sei- 
ner Person erfüllt, folgt, daß die Wohnsitz- 
voraussetzung dadurch nicht erfüllt wird, daß 
die Personenmehrheit (z. B. OHG, KG) einen 
handelsrechtlichen Sitz oder einen Ort der 
Geschäftsleitung im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes hat (anders § 19). Der Grund für 
diese Regelung liegt darin, daß in diesen Fäl- 
len die Möglichkeit nicht auszuschließen ist, 
daß einer der Mitberechtigten in den Ost- 
gebieten ansässig ist und über das Guthaben 
verfügen kann. Deshalb kann das Vorhan- 
densein eines Sitzes oder Ortes der Geschäfts- 
leitung die Umwandlungsfähigkeit nicht be- 
gründen. 

Nach Absatz 1 ist Voraussetzmng für die 
Umwandlung eines Ostberliner Altgeldgut- 
habens, daß der Berechtigte vom 24. Juni 
1948 bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes in 
Berlin (West), im Bundesgebiet, im Saarland 
oder in einem Staate, der die Bundesrepublik 
Deutschland anerkannt hat, ansässig ist. Die 
Guthaben von Bewohnern der Sowjetzone, 
die während dieser Zeitspanne ihren Wohn- 
sitz oder dauernden Aufenthalt in den 
Westen verlegen, scheiden für eine Umwand- 
lung aus, da diese Gläubiger, solange sie in der 
sowjetischen Besatzungszone wohnten, über 
ihre umgewerteten Guthaben verfügen konn- 
ten, und deshalb unterstellt werden muß, daß 
sie tatsächlich auch verfügt haben. 

Eine Ergänzung des Kreises der Anmeldebe- 
rechtigten ist jedoch für Heimkehrer und 
Vertriebene erforderlich, die erst nach dem 
24. Juni 1948 einen West-Wohnsitz im Sinne 
von § 1 Abs. 1 begründet haben. In Anleh- 
nung an § 5 des Umstellungsergänzungsge- 
setzes und § 7 Abs. 3 des Altbankengesetzes 
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vom 10. Dezember 1953 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsbl. für Berlin S. 1483) gilt nach 
Maßgabe von Absatz 6 Satz 1 die Wohnsitz- 
voraussetzung von Heimkehrern und Ver- 
triebenen (Aussiedlern) auch dann als erfüllt, 
wenn sie erst nach dem 24. Juni 1948 im 
Westen ansässig geworden und bis zum In- 
krafttreten des Gesetzes in diesen Gebieten 
verblieben sind. Nahm ein Berechtigter erst 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes sei- 
nen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt in 
den nach § 1 Abs. 1 maßgebenden Gebieten, 
so wird hierdurch die Wohnsitzvorausset- 
zung ebenfalls erfüllt (Satz 2). 

Da die Umwandlungsfähigkeit eines Ostber- 
liner Altgeldguthabens außer dem Vorliegen 
der Wohnsitzvoraussetzung voraussetzt, daß 
über das umgewertete Guthaben nicht ver- 
fügt worden ist, kann eine Umwandlung zu- 
gunsten eines Heimkehrers oder Vertriebe- 
nen unbeschadet der Fiktion des Absatzes 6 
wie bei allen anderen Gläubigern nur erfol- 
gen, wenn der Tatbestand des § 1 Abs. 2 
nicht vorliegt. Eine Verfügungsmöglichkeit 
für Heimkehrer über ein umgewertetes 
Guthaben vor der Rückkehr in den Westen 
ist insofern gegeben, als unter den Be- 
griff des Heimkehrers auch derjenige fällt, 
der innerhalb der Zwei-Monatsfrist des 
§ 1 Abs. 1 des Heimkehrergesetzes vor- 
übergehenden Aufenthalt in der sowjetisch 
besetzten Zone genommen hat. Auch bei 
dem Aussiedler ist infolge der Regelung in 
Absatz 6 Satz 1 Nr. 2, nach der die Wohn- 
sitzvoraussetzung als erfüllt gilt, wenn der 
Aussiedler innerhalb von 6 Monaten nach 
der Aussiedlung im Westen seinen Wohn- 
sitz nimmt, die Möglichkeit zu einer Verfü- 
gung während eines Aufenthalts in den Ost- 
gebieten innerhalb der Sechs-Monatsfrist nicht 
ausgeschlossen. 

Zu § 2 

In dieser Vorschrift sind die Gruppen von 
Ostberliner Altgeldguthaben zusammenge- 
faßt, welche von einer Umwandlung aus- 
geschlossen sind. Absatz 1 Nr. 1 bis 3 und 6 
entsprechen im wesentlichen § 2 Buchstaben 
a bis d des Umstellungsergänzungsgesetzes. 
Im Gegensatz zum Umstellungsergänzungs- 
gesetz werden aber aus rechtlichen Erwägun- 
gen die Ostberliner Altgeldguthaben nicht 
zum Erlöschen gebracht. 

Nach Nr. 1 sind die Ostberliner Altgeldgut- 
haben von Kreditinstituten von der Um- 
wandlung ausgeschlossen, da diese Institute 
im Falle einer Unterdeckung in ihrer Umstel- 
lungs- oder Altbankenrechnung Ausgleichs- 


forderungen durch die öffentliche Hand er- 
halten haben. Entsprechend § 1 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe e des Umstellungsgesetzes sind 
nach Nr. 2 insbesondere die Altgeldguthaben 
der öffentlichen Hand, der NSDAP und be- 
stimmter Kriegsgesellschaften von der Um- 
wandlung ausgenommen, nach Nr. 3 die Alt- 
geldguthaben der Kirchen, da diese in Berlin 
(West) eine Erstausstattung erhalten haben, 
durch welche auch der Verlust an Altgeld- 
guthaben gedeckt wird. Durch den Ausschluß 
von Konten unter 50 Reichsmark (Nr. 6) soll 
ein im Falle der Umwandlung derartiger 
Kleinstguthaben im Verhältnis zu dem wirt- 
schaftlichen Interesse des Berechtigten ent- 
stehender unverhältnismäßig hoher Auf- 
wand an Verwaltungsarbeit und -kosten ver- 
mieden werden. 

Besteht an einem Ostberliner Altgeldgut- 
haben ein Pfandrecht oder sonstiges Recht 
zugunsten eines Dritten, so dürfte sich dessen 
Recht an dem umgewerteten Guthaben fort- 
setzen (vgl. VI Nr. 18 der Verordnung der 
Deutschen Wirtschaftskommission über die 
Währungsreform in der sowjetischen Besat- 
zungszone Deutschlands vom 21. Juni 1948). 
Eine sachliche Berechtigung zu einer Um- 
wandlung des Ostberliner Altgeldguthabens 
auf Deutsche Mark der Bank deutscher Län- 
der besteht, sofern der Berechtigte kein West- 
gläubiger im Sinne von § 1 Abs. 1 ist, 
nicht (Nr. 4). Denn der Drittgläubiger tritt 
— wirtschaftlich gesehen — quasi an die 
Stelle des Kontoinhabers; er kann sich aus 
dem Pfandrecht befriedigen und bringt da- 
durch die Verbindlichkeit des Schuldners 
(Gläubiger des Guthabens) zum Erlöschen. 
Das umgewertete Guthaben kommt diesem 
damit zugute. Fällt das Pfandrecht weg — 
z. B. weil der Pfandschuldner den Pfandgläu- 
biger befriedigt — , schließt Nr. 4 eine Um- 
wandlung des Ostberliner Altgeldguthabens 
nicht aus (zur Rechts- und Sachlage, wenn 
der Pfandgläubiger im Westen ansässig ist, 
vgl. § 12 Abs. 2). 

Nr. 5 ist § 3 Buchstabe c des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes nachgebildet. Letztere 
Vorschrift will verhindern, daß auf Grund 
rückdatierter Abtretungen Uraltguthaben 
umgewandelt werden, obgleich sie Personen 
zustehen, die z. B. wegen ihres sowjetzona- 
len Wohnsitzes am Abtretungstag die Vor- 
aussetzungen des § 1 Abs. 1 des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes nicht erfüllten. Da nach 
§ 1 Abs. 1 Voraussetzung für die Umwand- 
lung ist, daß dem Berechtigten am 24. Juni 
1948 das Guthaben zustand, und Guthaben 
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für eine Umwandlung ausscheiden, falls der 
Berechtigte zwischen dem 24. Juni 1948 und 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die Wohn- 
sitzvoraussetzung nicht erfüllt, können Ab- 
tretungen von Bewohnern der sowjetisch be- 
setzten Zone nur dann die Umwandlungs- 
fähigkeit begründen, wenn die Abtretung 
mit Wirkung für einen vor dem 24. Juni 
1948 liegenden Zeitpunkt erfolgt ist. Um 
sicherzustellen, daß nachträgliche, auf einen 
Zeitpunkt vor dem 24. Juni 1948 rückda- 
tierte Abtretungen von der Umwandlung 
ausgeschlossen bleiben, anerkennt Nr, 5 Ab- 
tretungen von einer Person, welche die 
Wohnsitzvoraussetzung des § 1 Abs. 1 nicht 
erfüllt, nur unter bestimmten Vorausset- 
zungen. 

Absatz 2 stellt klar, daß auch die Deutsche 
Reichsbank und das Postscheckamt Berlin, die 
keine Kreditinstitute im Sinne des Gesetzes 
über das Kreditwesen vom 25. September 
1939 (RGBL I S. 1955) sind, im Sinne von 
Absatz 1 (vgl. Nr. 1 und 6) als Kreditinstitute 
gelten. 

Zu § 3 

Die Umwandlung eines Ostberliner Altgeld- 
guthabens setzt die ordnungsgemäße Anmel- 
dung bei einer Anmeldestelle durch den Be- 
rechtigten voraus ( Absatz 1 Satz 1). Im In- 
teresse einer raschen Durchführung des Ver- 
fahrens ist eine Anmeldefrist vorgeschrieben. 
Da es sich bei den Berechtigten durchweg um 
in Berlin (West) oder im Bundesgebiet ansäs- 
sige Personen handelt, erscheint eine An- 
meldefrist von einem Jahr ausreichend. Die 
Versäumung der Anmeldung hat grundsätz- 
lich den Verlust des Anspruchs auf Umwand- 
lung zur Folge. Es kann jedoch von der Ber- 
liner Bankaufsichtsbehörde Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand gewährt werden (§12 
in Verbindung mit § 14 Abs. 2 Umstellungs- 
ergänzungsgesetz). Während die Anmelde- 
frist für Gläubiger, die unter § 1 Abs. 1 fal- 
len, mit dem Inkrafttreten des Gesetzes be- 
ginnt, trägt der Fristbeginn des Satzes 2 der 
besonderen Lage der unter § 1 Abs. 5 fallen- 
den Gläubiger Rechnung. Wird einem An- 
trag auf Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand entsprochen, so hat der Antragsteller 
das Ostberliner Altgeldguthaben binnen einer 
Frist von einem Monat nach dem Zugang des 
Bescheides über die Wiedereinsetzung unter 
Beifügung des Bescheides anzumelden (§ 12 
Abs. 1 in Verbindung mit § 14 Abs. 3 Um- 
stellungsergänzungsgesetz). 


Absatz 2 regelt die Anmeldung, falls ein Ost- 
berliner Altgeldguthaben mehreren gemein- 
schaftlich zusteht. 

Die Stellung eines Umwandlungsantrages 
steht im Belieben des Berechtigten. Steht an 
dem Altgeldguthaben einem Dritten ein 
Recht zu, so würde dieser seines Rechts ver- 
lustig gehen, wenn der Berechtigte die An- 
meldung nicht vornimmt. Um einen Rechts- 
verlust des Dritten zu verhindern, besteht in 
diesem Falle die — gegebenenfalls einklagbare 
— Verpflichtung des Berechtigten zur An- 
meldung (Absatz 3). 

Absatz 4 gestattet bestimmten nahen Ange- 
hörigen eines Berechtigten, der außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes zurückgehal- 
ten wird oder der verschollen ist, die An- 
meldung. Da der anmeldende Angehörige an- 
stelle des Berechtigten die Verfügungsmacht 
über das umgewandelte Guthaben erhält, 
muß er in seiner Person die Wohnsitzvor- 
aussetzung (§ 1 Abs. 1, 5, 6) erfüllen. Daß 
der Berechtigte, bevor er zurückgehalten 
worden oder verschollen ist, in den nach § 1 
Abs. 1 maßgeblichen Gebieten ansässig war, 
ist nicht erforderlich. 

Zu § 4 

§ 4 regelt die Art und Weise der Anmeldung. 
Nach Absatz 1 hat die Anmeldung auf einem 
amtlichen Formblatt zu erfolgen. Eine nicht 
entsprechend erfolgte Anmeldung ist keine 
ordnungsgemäße im Sinne von § 3 Abs. 1 
Satz 1. 

Die Höhe des umzuwandelnden Altgeldgut- 
habens hängt davon ab, ob daß umgewertete 
Guthaben nach dem 24. Juni 1948 durch Ab- 
buchungen gemindert worden ist oder nicht 
(§ 1 Abs. 2, 3). Damit die die Umwandlungs- 
fähigkeit prüfende Stelle den für die Um- 
wandlung in Betracht kommenden Reichs- 
markbetrag ermitteln kann, verpflichtet Ab- 
satz 2 den Anmelder, anzugeben, ob das um- 
gewertete Guthaben eine Minderung erfah- 
ren hat oder nicht. Da die Höhe des umge- 
werteten Guthabens im Zeitpunkt des In- 
krafttretens dieses Gesetzes Rückschlüsse auf 
die Richtigkeit der Angaben über die Ver- 
fügung erlauben kann und deshalb nach § 7 
Abs. 2 oder 3 nachzuweisen ist, hat der An- 
melder auch diesen Kontostand anzugeben. 

Nach Maßgabe von § 12 in Verbindung mit 
§ 30 Abs. 1 des Umstellungsergänzungsgeset- 
zes setzen sich Pfandrechts- und Verfügungs- 
beschränkungen an dem Neugeldguthaben 
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fort. Absatz 3 soll sicherstellen, daß das Be- 
stehen derartiger Rechte den Anmeldestellen 
bekannt wird. 

Zu § 5 

Ostberliner Altgeldguthaben konnten nur 
bei einem nach dem 8. Mai 1945 in Berlin 
zum Neugeschäft zugelassenen Kreditinstitut 
oder beim Postscheckamt Berlin begründet 
werden. Die Hauptniederlassung des Ber- 
liner Stadtkontors, der Berliner Volksbank 
eGmbH und der Sparkasse der Stadt Berlin 
befanden sich in dem sowjetischen Sektor von 
Berlin; dasselbe gilt für das Postscheckamt 
Berlin. Infolge der Spaltung Berlins wurden 
auf Grund der Verordnung über die Errich- 
tung des „Berliner Stadtkontor West“ und 
der „Sparkasse der Stadt Berlin West“ vom 
30. Dezember 1948 (Verordnungsbl. für 
Groß-Berlin 1949 I S. 2) die Sparkasse der 
Stadt Berlin West und das Stadtkontor West 
(heute: Berliner Bank AG) neu gegründet. 
Diese Institute übernahmen entsprechend den 
Vorschriften der Verordnung bzw. des 
§ 14 des Altbankengesetzes vom 10. De- 
zember 1953 (Gesetz- und Verordnungsbl. 
für Berlin S. 1483) die bei dem westsekto- 
ralen Nebenstellen geführten Guthaben und 
Vermögenswerte sowie die dort begründeten 
Verbindlichkeiten der alten Institute. 

Die Berliner Volksbank eGmbH hat auf 
Grund der §§ 7, 15 des Gesetzes über die 
Rechtsverhältnisse der Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften mit Sitz in Berlin 
vom 9. Januar 1951 (Verordnungsbl. für Ber- 
lin 1951 I S. 249) ihren Geschäftsbetrieb auf 
die Westsektoren Berlins beschränkt. Nach 
Maßgabe des § 5 des o. a. Gesetzes gilt das 
in den Westsektoren befindliche Vermögen 
des Kreditinstituts als besonderes Vermögen. 

An die Stelle des Postscheckamts Berlin trat 
nach der Spaltung Berlins das Postscheckamt 
Berlin West. 

Es war erwogen worden, nur die vier „Nach- 
folgeinstitute“ als Anmeldestellen vorzusehen. 
Um jedoch eine möglicherweise wirtschaftlich 
nur schwer zu vertretende zusätzlich Be- 
lastung dieser Institute mit Ausgleichsforde- 
rungen (vgl. § 15) zu vermeiden, sind im Ein- 
vernehmen mit den Verbänden des Berliner 
Kreditgewerbes alle in Berlin (West) seit dem 
9. Mai 1945 zum Neugeschäft zugelassenen 
Kreditinstitute als Anmeldestellen vorge- 
sehen. Hierdurch können sich die Neugeld- 
gutschriften auf alle Berliner Kreditinstitute 


verteilen. Eine Belastung einzelner Institute 
mit zu hohen Ausgleichsforderungen und die 
Gefahr des Abzuges erheblicher Liquiditäts- 
mittel ist dadurch im Rahmen des Möglichen 
vermieden. Ein Bedürfnis dafür, auch die 
Kreditinstitute des Bundesgebietes als An- 
meldestellen in das Verfahren einzuschalten, 
besteht nicht. 

Die Anmelder sind grundsätzlich frei in der 
W'ahl der Anmeldestelle; dies gilt auch für 
die Inhaber von Ostberliner Altgeldguthaben 
beim Postscheckamt Berlin. Ostberliner Alt- 
geldguthaben, die bei einem der drei Kredit- 
institute geführt wurden, dürfen jedoch nicht 
beim Postscheckamt Berlin West angemeldet 
werden (Satz 2). Hierdurch soll eine zu starke 
liquiditätsmäßige Belastung des Postscheck- 
amts Berlin West vermieden werden. 

Die Anmeldestellen sind verpflichtet, Anmel- 
dungen entgegenzunehmen und zu bearbei- 
ten, wenn die Führung eines Kontos der an- 
gemeldeten Art und dessen Umfang ihrem 
Geschäftsbereich entspricht, es sei denn, daß 
dem Anmelder ein anderes zur Entgegen- 
nahme der Anmeldung bereites Institut 
nachgewiesen wird (§ 12 Abs. 1 in Verbin- 
dung mit § 13 Abs. 2 Umstellungsergän- 
zungsgesetz). 

Zu § 6 

§ 6 regelt den Wohnsitznachweis durch den 
Anmelder. Der Anmelder (Berechtigte) hat 
zu beweisen, daß er durchgängig vom 
24. Juni 1948 bis zum Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens des Gesetzes in den in § 1 Abs. 1 be- 
zeichneten Gebieten ansässig war (Satz 1). Ist 
in dem maßgeblichen Zeitraum ein Wechsel 
in der Person des Berechtigten eingetreten, 
so hat der Anmelder auch den Wohnsitz- 
nachweis für seine Rechtsvorgänger zu füh- 
ren (Satz 2). 

Die Bewohner Berlins besaßen am 24. Juni 
1948 keinen Ausweis, der eindeutig ihre Zu- 
gehörigkeit zum amerikanischen, britischen 
oder französischen Sektor von Berlin erken- 
nen ließ; im übrigen mußten die damals gül- 
tigen Ausweise inzwischen abgegeben wer- 
den. Auch die im Bundesgebiet ansässigen 
Gläubiger dürften nicht in der Lage sein, an- 
hand von Personalausweisen zweifelsfrei 
nachzuweisen, daß sie in dem maßgeblichen 
Zeitraum ausschließlich in den in § 1 Abs. 1 
genannten Gebieten ansässig waren. Da es 
unerläßlich ist, daß der Wohnsitznachweis 
einwandfrei geführt wird, bestimmt Ab- 
satz 2 Satz 1, daß er gegenüber der Anmelde- 
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stelle nur durch polizeiliche Meldebescheini- 
gungen geführt werden kann. Im gericht- 
lichen Verfahren (§ 9 Abs. 2) kann der Nach- 
weis auch mit anderen Beweismitteln geführt 
werden. Aus derselben Erwägung kann nach 
Satz 2 der Sitznachweis für juristische Per- 
sonen gegenüber der Anmeldestelle nur durch 
einen Auszug aus öffentlichen Registern 
(z. B. Handelsregister, Genossenschartsregi- 
ster) geführt werden. Zu beachten ist, daß 
Unternehmen mit Sitz in Berlin neben dem 
Sitz noch eine Geschäftsleitung im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes nachweisen müssen 
(§ 12 Abs. 1 in Verbindung mit; § 1 Abs. 3 
Umstellungsergänzungsgesetz). In den Fällen, 
in denen der Sitz einer juristischen Person 
nicht in ein öffentliches Register eingetragen 
wird (z. B. Stiftung), kann der Nachweis ge- 
genüber der Anmeldestelle nur durch eine 
Bescheinigung der zuständigen Behörde (z. B. 
Aufsichtsbehörde) geführt werden. 

Auch Heimkehrer und Vertriebene können 
den Nachweis, daß sie die für sie maßgebliche 
Wohnsitzvoraussetzung (§ 1 Abs. 6) erfüllen, 
nur durch polizeiliche Meldebescheinigungen 
führen ( Absatz 3), sofern sie vor Inkrafttre- 
ten des Gesetzes im Westen ansässig gewor- 
den sind; im übrigen genügt der Heimkeh- 
rerausweis A oder B oder eine Heimkehrer- 
bescheinigung (Satz 2). 

Da nach § 2 Nr. 4 Ostberliner Altgeldgut- 
haben, an denen ein Pfandrecht oder ein son- 
stiges Drittrecht zugunsten eines Gläubigers 
besteht, welcher die Wohnsitzvoraussetzung 
nicht erfüllt, von der Umwandlung ausge- 
schlossen sind, muß der Anmelder, sofern ein 
Drittrecht an den Altgeldguthaben besteht, 
ferner nachweisen, daß der Drittgläübiger 
ebenfalls die Wohnsitzvoraussetzung erfüllt 
(Absatz 4). 

Im Interesse der weithin wirtschaftlich 
schwachen Gläubiger erfolgt die Ausstellung 
der polizeilichen Meldebescheinigungen 
kostenlos (Absatz 3). Dasselbe gilt für die 
sonstigen Beweisurkunden nach Absatz 2. 

Zu § 7 

Nach § 1 sind Ostberliner Altgeldguthaben 
nach ihrem Stand am Währungsstichtag ab- 
züglich etwaiger den Kontostand mindernder 
Verfügungen auf Deutsche Mark der Bank 
deutscher Länder umzuwandeln. Jeder Be- 
rechtigte hat deshalb Bestand und Höhe sei- 
nes zur Umwandlung angemeldeten Ostber- 
liner Altgeldguthabens am 24. Juni 1948 


nachzuweisen (Absatz 1). Hat er nach diesem 
Zeitpunkt zu Lasten des umgewerteten Gut- 
habens verfügt, so hat er die Höhe der Min- 
derung ebenfalls nachzuweisen (Absatz 3). 
Sofern die Umwandlungsfähigkeit von der 
Nicht-Minderung abhängt (vgl. § 1 Abs. 2), 
ist auch diese nachzuweisen (Absatz 2). 

Absatz 1 Satz 1 stellt den Grundsatz auf, daß 
der Anmelder das Bestehen seines Altgeldgut- 
habens und dessenHöhe am 24. Juni 1948 nach- 
zuweisen hat. Diesen Beweis kann er gegen- 
über der Anmeldestelle nur mit den sich aus 
§ 8 Abs. 2 ergebenden Urkunden führen. Die 
Zustimmung der obersten Berliner Fachbe- 
hörde kann auch auf andere Urkunden ge- 
stützt werden (vgl. § 8 Abs. 3). Im gericht- 
lichen Verfahren (§ 9 Abs. 2, § 12 Abs. 1 in 
Verbindung mit §§ 21 ff. Umstellungsergän- 
zungsgesetz) hat das Landgericht Berlin von 
Amts wegen die zur Feststellung der Tat- 
sachen erforderlichen Ermittlungen anzustel- 
len. Die Feststellung der Umwandlungsfähig- 
keit kann auf alle dem Gericht geeignet er- 
scheinenden Beweise begründet werden. Nach 
der ständigen Rechtsprechung des Kammer- 
gerichts zum Verfahren nach §§ 21 ff. des 
Umstellungsergänzungsgesetzes ist jedoch die 
eidliche Vernehmung des Antragstellers nicht 
zulässig. Eidesstattliche Versicherungen des 
Antragstellers und näherer Angehöriger kön- 
nen lediglich zur Ergänzung von durch ob- 
jektive Beweismittel bereits erwiesene Tat- 
sachen Verwendung finden, um die volle 
Überzeugung des Gerichts von der Richtig- 
keit der Angaben des Antragstellers zu be- 
gründen. 

Nachzuweisen ist der Reichsmark-Konto- 
stand am 24. Juni 1948. Bei Sparguthaben 
wird sich dieser Kontostand in der Regel aus 
dem Sparbuch ergeben. Bei Giro- und Post- 
scheckkonten wird nur in den seltensten 
Fällen ein Kontoauszug zu diesem Zeitpunkt 
vorliegen. Entsprechend der Rechtsprechung 
der Gerichte zu Abschnitt I des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes dürfte es ausreichen, wenn 
ein Kontostand zu einem nur geringfügig 
vor dem 24. Juni 1948 liegenden Stichtag 
anhand eines Kontoauszuges etc. nachgewie- 
sen wird und der Berechtigte glaubhaft 
macht, daß er bis zum 24. Juni 1948 nicht 
mehr über das Konto verfügt hat. Insoweit 
nach dem 24. Juni 1948 Kontobestätigungen 
über das umgewertete Guthaben erteilt wur- 
den, dürfte aus ihnen der Kontostand am 
24. Juni 1948 zu ermitteln sein. 
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Voraussetzung dafür, daß ein Ostberliner 
Altgeldguthaben in der am 24. Juni 1948 be- 
stehenden Höhe umgewandelt werden kann, 
ist, sofern das Guthaben umgewertet worden 
ist, daß das umgewertete Guthaben nicht 
zwischenzeitlich gemindert wurde (§ 1 

Abs. 2). Dies hat der Anmeldende deshalb 
nachzu weisen (Absatz 2 Satz 1). Grundsätz- 
lich ist dieser Nachweis in der Weise zu er- 
bringen, daß der Kontostand des umgewerte- 
ten Guthabens am 24. Juni 1948 und im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
nachgewiesen wird. 

Volle Sicherheit darüber, daß ein Berechtig- 
ter nicht verfügt hat, wird nur anhand von 
objektiven Beweismitteln (Bankunterlagen) zu 
gewinnen sein. Einen derartigen Beweis zu 
erbringen, ist dem Anmelder jedoch kaum 
möglich, solange die Unterlagen der konto- 
führenden Institute nicht zugänglich sind 
und nicht damit gerechnet werden kann, daß 
diesbezügliche Anfragen der Gläubiger von 
diesen Instituten erschöpfend beantwortet 
werden. Andererseits kann der Gesetzgeber 
in Kenntnis der gegebenen Verfügungsmög- 
lichkeiten nicht einfach unterstellen, daß 
keine Verfügungen erfolgt sind. Dies verbie- 
tet schon das Interesse der öffentlichen Hand, 
welche die Ausgleichsforderungen zur Ver- 
fügung zu stellen hat. 

Zur Beweiserleichterung für den Anmelder 
stellt deshalb Satz 2 unter bestimmten Vor- 
aussetzungen die gesetzliche Vermutung auf, 
daß nicht verfügt worden ist. Dies ist dann 
und insoweit der Fall, als auf Grund der so- 
wjetzonalen Vorschriften davon ausgegangen 
werden kann, daß ein Gläubiger über sein 
umgewertetes Guthaben nicht verfügen 
konnte. Dies ist der Fall bei Sparguthaben 
von Westberliner Gläubigern, da für diese 
nie eine generelle Verfügungsgenehmigung 
erteilt worden ist. Dasselbe gilt für Giro- 
und Postscheckguthaben von solchen West- 
berliner Gläubigern, die nicht unter den 
SMAD-Befehl Nr. 121/48 fielen. Soweit sie 
jedoch von diesem Befehl erfaßt wurden und 
deshalb zunächst generelle Verfügungsmög- 
lichkeiten hatten, entfielen diese nach den 
getroffenen Feststellungen von Juni 1950 an 
grundsätzlich (vgl. Näheres oben zu § 1). 
Die Vermutung gilt nicht für im Bundes- 
gebiet und im Ausland ansässige Gläubiger, 
weil diese seit Ende 1949 in gewissem 
Umfang über ihre umgewerteten Guthaben 
verfügen können (Näheres vgl. oben zu § 1). 
Im einzelnen greift die Vermutung des Sat- 
zes 2 unter folgenden Voraussetzungen Platz: 


Einmal muß der Anmelder versichern, daß 
nicht zu Lasten des umgewerteten Guthabens 
verfügt worden ist. Derartige Erklärungen 
unterliegen dem Irrtum des Erklärenden. 
Außerdem ist die Gefahr bewußt unrichtiger 
Angaben nicht gering; in diesem Falle setzt 
sich der Anmelder allerdings der Gefahr 
strafrechtlicher Verfolgung aus. Da die Ver- 
sicherung des Anmelders — sofern sie nicht 
nach § 15 des Reichsgesetzes über die 

Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit an Eides Statt abgegeben wird — 
keinen Beweiswert, sondern nur die Bedeu- 
tung einer Parteibehauptung hat, verlangt 
Satz 2 die Vorlage eines objektiven Beweis- 
mittels, welches die Richtigkeit der behaup- 
teten Nicht-Minderung des umgewerteten 
Guthabens dartut. 

Die Inhaber von Sparguthaben müssen nach- 
weisen, daß das umgewertete Guthaben von 
einem Zeitpunkt nach dem 31. Mai 1949 an 
auf gesperrtem Westkonto bei der West- 
kontenabteilung des Berliner Stadtkontors 
geführt wird. Diesen Nachweis zu erbringen, 
dürfte in der Regel ohne größere Schwierig- 
keiten möglich sein. Durch Anweisung der 
sowjetzonalen Behörden mußten von Juni 
1949 an die bei den vier in Betracht kom- 
menden Instituten geführten gesperrten um- 
gewerteten Guthaben auf die Westkonten- 
abteilung des Berliner Stadtkontors über- 
führt werden, bei der sie zentral erfaßt und 
unter neuer Nummer als gesperrte West- 
(Giro-)Konten geführt wurden. Von dieser 
Überführung wurden die Kontoinhaber in 
der Regel unterrichtet. Außerdem dürften 
nicht wenige Gläubiger sich im Besitz von 
Schriftwechsel mit dem Stadtkontor befin- 
den, aus dem sich die Führung ihres Kontos 
als Giro-Sperrkonto bei der Westkontenab- 
teilung ergibt. Ein Nachweis der Höhe des 
beim Berliner Stadtkontors geführten ge- 
sperrten Westkontos ist grundsätzlich nicht 
erforderlich. 

Entsprechendes gilt für den Nachweis der 
Nicht-Minderung von Giro- und Postscheck- 
guthaben. Da über diese von Gläubigern, die 
unter den SMAD-Befehl Nr. 121/48 fallen, 
bis Ende Mai 1950 verfügt werden konnte, 
muß in diesen Fällen der Nachweis, daß das 
umgewertete Guthaben auf gesperrtem 
Westkonto bei der Westkontenabteilung des 
Berliner Stadtkontors geführt wird, für 
einen Zeitpunkt nach dem 31. Mai 1950 er- 
bracht werden. Im Interesse einer vereinfach- 
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ten Regelung gilt dies auch für Giro- und 
Postscheckguthaben der Westberliner Gläu- 
biger, die nicht auf Grund des SMAD-Befehls 
Nr. 121/48 eine Verfügungsmöglichkeit 
hatten. 

Absatz 3 betrifft den Fall, daß das umgewer- 
tete Guthaben gemindert worden ist. Um- 
wandlungsfähig ist in diesem Falle der Be- 
trag, der sich nach Abzug der bis zum In- 
krafttreten dieses Gesetzes erfolgten wirk- 
samen Abbuchungen — umgerechnet auf 
Reichsmark — von dem Kontostand des 
Ostberliner Altgeldguthäbens vom 24. Juni 
1948 ergibt (§ 1 Abs. 2, 3). Der Berechtigte 
hat deshalb die Höhe des umgewerteten 
Guthabens am 24. Juni 1948 und die Min- 
derung des Guthabens bis zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes nachzuweisen 
(Satz 1). 

Der Nachweis, daß zu Lasten des umgewer- 
teten Guthabens nicht in einem höheren als 
dem vom Anmelder angegebenen Umfange 
verfügt worden ist, wird sich mit Sicherheit 
nur auf Grund eines Vergleichs des Konto- 
standes des umgewerteten Guthabens am 
24. Juni 1948 und bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes treffen lassen. Da die im Bundes- 
gebiet oder im Ausland ansässigen Gläubiger 
in gewissem Umfang über ihre umgewerteten 
Guthaben verfügen können, verlangt Satz 2 
von ihnen den Nachweis des Kontostandes 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes. Da im Gegensatz zu diesen Gläubiger- 
gruppen bei Westberliner Gläubigern davon 
auszugehen ist, daß sie nach dem 31. Mai 
1950 über ihre gesperrten Guthaben nicht 
mehr verfügen konnten und daß sich deshalb 
der Kontostand nicht mehr geändert hat, 
läßt Satz 2 für Westberliner Gläubiger den 
Nachweis des Kontostandes für einen nach 
dem 31. Mai 1950 gelegenen Zeitpunkt cre- 
nügen. Den Gläubigern steht frei, 'den Nach- 
weis über die Höhe der Minderung auch in 
anderer Weise als durch Nachweis des Konto- 
standes zu erbringen (z. B. Einzelnachweis 
der Verfügungen). 

Zu § 8 

Das Anerkennungsverfahren für zur Um- 
wandlung angemeldete Altgeldguthaben ist 
dem entsprechenden Verfahren nach Ab- 
schnitt I des Umstellungsergänzungsgesetzes 
nachgestaltet. Die Anmeldestelle hat, wenn 
die Voraussetzungen für die Umwandlung in 
bezug auf Bestand und Höhe des Guthabens 


wie auf die Person des Berechtigten gegeben 
sind, die Umwandlungsfähigkeit des Altgeld- 
guthabens anzuerkennen ( Absatz 1). Unter 
bestimmten Voraussetzungen (vgl. Absatz 3) 
ist die Anerkennung von der Zustimmung 
des Senators für Wirtschaft und Kredit als 
der für das Bankwesen zuständigen obersten 
Fachbehörde des Landes Berlin abhängig. 
Formell geschieht die Anerkennung in der 
Weise, daß die Anmeldestelle sie unter An- 
gabe des Berechtigten und evtl. Drittberech- 
tigten auf der Anmeldung mit Datum und 
Unterschrift vermerkt (§12 Abs. 1 in Ver- 
bindung mit § 18 Umstellungsergänzungs- 
gesetz). Durch die Gutschrift des anerkann- 
ten Betrages als Neugeldguthaben (§ 11) er- 
hält der Berechtigte einen materiell-recht- 
lichen Anspruch gegenüber dem kontofüh- 
renden Institut. 

Im Interesse der öffentlichen Hand, die in 
Höhe der Neugeldguthaben Ausgleichsfor- 
derungen nebst Liquiditätsausstattungen zu 
gewähren hat, muß sichergestellt sein, daß 
die Anmeldestelle nicht ungerechtfertigt die 
Umwandlungsfähigkeit anerkennt. Deshalb 
darf sie ohne Zustimmung des Senators für 
Wirtschaft und Kredit die Umwandlungs- 
fähigkeit nur in den Fällen anerkennen, in 
denen an Hand eindeutiger, der Würdigung 
des Bankpersonals zugänglicher Unterlagen 
ein einwandfreier objektiver Nachweis er- 
bracht wird. 

Voraussetzung für die Anerkennung der 
Umwandlungsfähigkeit eines Ostberliner 
Altgeldguthäbens ist, daß der Anmelder das 
Vorliegen der Wohnsitzvoraussetzung, Be- 
stand und Höhe des Ostberliner Altgeldgut- 
habens am 24. Juni 1948 und die Nicht-Min- 
derung des umgewerteten Guthabens bzw. 
die Höhe der erfolgten Minderungen nach- 
weist (§ 1 Abs. 1 bis 3, §§ 6, 7). Nach 
Absatz 2 darf die Anmeldestelle die Um- 
wandlungsfähigkeit nur insoweit in eigener 
Zuständigkeit, d. h. ohne Zustimmung des 
Senators für Wirtschaft und Kredit (Ab- 
satz 3), anerkennen, als sich die Höhe des 
umzuwandelnden Ostberliner Altgeldgut- 
habens aus einwandfreien Beweisunterlagen 
ergibt. Diese Vorschrift bezieht sich nicht auf 
alle Voraussetzungen für die Umwandlung, 
sondern nur auf den Nachweis der Höhe des 
umwandlungsfähigen Betrages. Die Feststel- 
lung des Vorliegens der Wohnsitzvoraus- 
setzung hängt stets von der Vorlage der im 
§ 6 vorgeschriebenen öffentlichen Urkunden 
ab. Da die Höhe des umzuwandelnden Gut- 
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häbens in einer durch das Bankpersonal ein- 
wandfrei zu beurteilenden Weise nur festge*- 
stellt werden kann, wenn sie durch Bank- 
unterlagen oder bestimmte andere, im Zu- 
sammenhang mit der Währungsumstellung 
ausgestellte Urkunden belegt wird, macht 
Absatz 2 das Recht der Anmeldestellen auf 
Anerkennung der Umwandlungsfähigkeit 
insoweit von der Vorlage der im einzelnen 
aufgeführten Beweisunterlagen abhängig. Die 
„Höhe des umzuwandelnden Ostberliner 
Altgeldguthabens“ im Sinne von Absatz 2 
bedeutet den Reichsmarkbetrag, der sich 
nach Maßgabe von § 1 Abs. 1 bis 3, d. h. 
unter Berücksichtigung gegebenenfalls zwi- 
schenzeitlich eingetretener Minderungen des 
umgewerteten Guthabens, ergibt. Die Höhe 
der Minderung muß, damit die Anmelde- 
stelle die Umwandlungsfähigkeit der Höhe 
nach anerkennen darf, sich folglich ebenfalls 
aus Unterlagen im Sinne von Absatz 2 er- 
geben. Sofern die Höhe des umzuwandeln- 
den Guthabens von dem Negativbeweis ab- 
hängig ist, daß das umgewertete Guthaben 
nicht gemindert worden ist, müssen die in 
§ 7 Abs. 2 Satz 2 vorgesehenen objektiven 
Beweise ebenfalls durch Unterlagen im Sinne 
von Absatz 2 geführt werden. Es versteht 
sich, daß die Erklärung eines Anmelders, 
nicht verfügt zu haben (§ 7 Abs. 2 Satz 2), 
der Anmeldestelle vorliegen muß, wenn sie 
die Umwandlungsfähigkeit anerkennen will, 
daß aber die Anerkennung der Umwand- 
lungsfähigkeit der Höhe nach nicht von dem 
Nachweis der Abgabe dieser Erklärung durch 
eine Unterlage im Sinne von Absatz 2 abhän- 
gig sein kann. Diese Vorschrift bezieht sich 
nur auf mit objektiven Beweismitteln zu 
führende Beweise. 

Sofern die Voraussetzung für die Umwand- 
lungsfähigkeit eines Ostberliner Altgeldgut- 
habens in bezug auf dessen Höhe nicht in der 
vorgeschriebenen Weise nachgewiesen wer- 
den kann, bedarf die Anerkennung durch die 
Anmeldestelle der Zustimmung des Senators 
für Wirtschaft und Kredit (Absatz 3). Dies 
dürfte z. B. dann der Fall sein, wenn unter 
den Voraussetzungen des § 7 Abs. 2 ein 
Nachweis über die Sperrung eines ungewer- 
teten Guthabens nicht an Hand eines von 
dem Berliner Stadtkontor stammenden 
Schreibens geführt werden kann, oder wenn 
die Minderung (§ 7 Abs. 3) nicht durch 
Kontoauszüge usw. belegt ist. 

Nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 darf die An- 
meldestelle die Umwandlungsfähigkeilt an- 


erkennen, wenn die Höhe des umzuwan- 
delnden Altgeldguthabens sich aus in ihrem 
Besitz befindlichen Geschäftsunterlagen oder 
aus solchen Unterlagen ergibt, die das konto- 
führende Institut selbst ausgestellt hat. Im 
allgemeinen werden sich Geschäftsunterlagen 
der Ostberliner Niederlassungen aus der Zeit 
vor der Neugründung bzw. rechtlichen Um- 
gestaltung der Berliner Kreditinstitute und 
des Postscheckamts Berlin nach der Spaltung 
Berlins nicht im Besitz der Anmeldestellen 
befinden. Als geeignete Unterlagen, die das 
kontoführende Institut selbst ausgestellt hat, 
kommen insbesondere in Betracht Spar- 
bücher, Kontoauszüge, Auszugsdoppel, Um- 
wertungsbestätigungen sowie zwischen dem 
Institut und dem Kunden über das Konto 
geführter Schriftwechsel. Kontoführendes 
Institut ist einmal das Institut, bei dem das 
Altgeldguthaben z. Z. der Währungsumstel- 
lung geführt wurde, zum anderen, vom 
Zeitpunkt der Überführung des umgewerte- 
ten Kontos auf das Stadtkontor an, dieses 
Institut. 

Die unter Nr. 1 fallenden Unterlagen kom- 
men sowohl für den Nachweis für Bestand 
und Höhe des Reichsmarkguthabens am 
24. Juni 1948 in Betracht, wie zum Nachweis 
der Minderung bzw. Nicht-Minderung eines 
umgewerteten Guthabens nach § 7 Abs. 2, 3, 
die unter Nr. 2 bis 4 aufgeführten Unter- 
lagen dagegen nur für den Nachweis des 
Reichsmarkguthabens. Unterlagen im Sinne 
der Nr. 1 bis 4 können nebeneinander als 
Beweismittel verwandt werden. 

Den Geschäftsunterlagen und den von dem 
kontoführenden Institut ausgestellten Unter- 
lagen gleichgestellt sind nach Nr. 2 und 3 
solche Unterlagen, die zwar von dem Berech- 
tigten selbst ausgestellt sind, bei denen aber 
angenommen werden kann, daß sie einwand- 
freie Angaben über die Höhe des Altgeld- 
guthabens im Zeitpunkt der Währungsum- 
stellung enthalten. Es sind dies nach Nr. 2 
die Kontenerklärungen, die der Berechtigte 
nach IV Nr. 3 der Durchführungsbestim- 
mungen zur Verordnung der Deutschen 
Wirtschaftskommission über die Währungs- 
reform in der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands vom 21. Juni 1948 abgegeben 
hat. Nach dieser Vorschrift hatten alle In- 
dustrie-, Handels- und sonstigen Unterneh- 
men und Organisationen, welche laufende 
und andere Konten bei Kreditinstituten be- 
sitzen, bei Ablieferung des Bargeldes eine Er- 
klärung über ihre sämtlichen Guthaben lt. 
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Formular 6 in dreifacher Ausfertigung mit 
einzureichen. Die 1. Ausfertigung der Erklä- 
rung lt. Formular 6 verblieb bei dem den 
Bargeldumtausch durchführenden Kredit- 
institut, die 2. Ausfertigung wurde vom Kre- 
ditinstitut an das für das betr. Unternehmen 
zuständige Steueramt weitergeleitet, wäh- 
rend die 3. Ausfertigung dem Kontoinhaber 
zurückgegeben wurde mit einer Bestätigung 
des Kreditinstituts über den Empfang der 
Kontenerklärung. 

Eine Kontenerklärung nach Nr. 2 können 
also nur Industrie-, Handels- und sonstige 
Unternehmen und Organisationen besitzen. 
Einzelpersonen, die am Währungsstichtag in 
Groß-Berlin ansässig waren, hatten ihre lau- 
fenden und anderen Konten nach Formular 4 
— und zwar in einfacher Ausfertigung — • 
anzumelden, bas bei dem Kreditinstitut ver- 
blieb. 

Dafür, daß die Kontenerklärung lt. Formu- 
lar 6 zutreffend abgegeben wurde, spricht, 
daß die Abgabe einer falschen Kontenerklä- 
rung mit erheblicher Strafe bedroht war 
(vgl. IX der Verordnung -der Deutschen 
Wirtschaftskommission über die Währungs- 
reform vom 21. Juni 1948). 

Während nach Nr. 2 die im Besitz des An- 
melders befindliche 3. Ausfertigung der 
Kontenerklärung als geeignete Beweisunter- 
lage gilt, betrifft Nr. 3 die im Besitz des für 
den Anmelder zuständigen Finanzamts be- 
findliche 2. Ausfertigung. Nach den ange- 
stellten Ermittlungen kann davon ausgegan- 
gen werden, daß für Gläubiger, die am 
24. Juni 1948 in den Westsektoren Berlins 
ansässig waren, die zuständigen Westberliner 
Finanzämter sich durchweg im Besitz dieser 
Ausfertigung befinden. 

Sonstige, das Guthaben betreffende Beschei- 
nigungen im Sinne von Nr. 4 sind insbeson- 
dere Bescheinigungen, die auf Grund von 
Abschnitt V Nr. 12 der Verordnung über 
die Währungsreform in der sowjetischen Be- 
satzungszone in Verbindung mit den Durch- 
führungsbestimmungen (vom 30. Juli 1948) 
zum SMAD-Befehl Nr. 111/48 über die nach 
dem 24. Juni 1948 wegen angeblich unrecht- 
mäßigen Erwerbs erfolgten Konfiskationen 
von den Steuerämtern — auf Grund von Be- 
schlüssen besonders eingesetzter Kommissio- 
nen — ausgestellt worden sind. Da die Gläu- 
biger konfiszierter Guthaben in der Regel 
keine anderen, nach dem 24. Juni 1948 aus- 
gestellten, einschlägigen Unterlagen im Be- 


sitz haben dürften und den Konfiskations- 
bescheinigungen — wie die getroffenen Fest- 
stellungen ergaben — die erforderlichen An- 
gaben über das Ostberliner Altgeldguthaben 
in der Regel zu entnehmen sein dürften, 
werden auch sie als ausreichende Beweismit- 
tel angesehen. 

Absatz 3 entspricht § 16 Abs. 3 des Um- 
stellungsergänzungsgesetzes. Danach ist die 
Anerkennung der Umwandlungsfähigkeit 
durch die Anmeldestellen von der Zustim- 
mung der obersten Fachbehörde des Landes 
Berlin abhängig, falls die in Absatz 2 bezeich- 
neten Unterlagen nicht vorliegen oder die 
Anmeldestelle Zweifel hat, ob die Umwand- 
lungsvoraussetzungen gegeben sind. Ist die 
Anmeldestelle der Auffassung, daß die Vor- 
aussetzungen für eine Umwandlung des Alt- 
geldguthabens nicht erfüllt sind, so verfährt 
sie nach § 9. Dies gilt entsprechend, wenn die 
Zustimmung nach Absatz 3 versagt wird. 

Zu § 9 

Im Gegensatz zu § 8, der die Anerkennung 
der Umwandlungsfähigkeit -durch die An- 
meldestellen betrifft, enthält § 9 Verfahrens- 
vorschriften für den Fall einer Ablehnung 
eines Umwandlungsantrages (Absatz 1). Wäh- 
rednd die Anmeldestelle in der Anerken- 
nung der Umwandlungsfähigkeit im Inter- 
esse der öffentlichen Hand durch § 8 Abs. 2 
beschränkt ist, unterliegt sie bei der Ableh- 
nung der Anerkennung keinerlei Beschrän- 
kungen. Die gesetzliche Pflicht der Anmelde- 
stelle, dem Anmelder mitzuteilen, aus wel- 
chen Gründen die Umwandlungsfähigkeit 
nicht anerkannt worden ist, soll dem An- 
melder die Prüfung der Frage erleichtern, ob 
sich die Anrufung des Gerichts empfiehlt 
(Satz 1). Da die oberste Fachbehörde des 
Landes Berlin an einem evtl. Gerichtsver- 
fahren beteiligt ist, muß auch sie eine Ab- 
schrift des Ablehnungsbescheides erhalten 
(Satz 2). 

Absatz 2 und 3 eröffnen dem Anmelder die 
Möglichkeit, gegen einen ablehnenden Be- 
scheid Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
bei dem Landgericht Berlin zu stellen. Für 
das Gerichtsverfahren gelten die Vorschriften 
des Reichsgesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, soweit in 
diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist 
(Absatz 3 Satz 3). Die besonderen Verfah- 
rensvorschriften enthält § 12 Abs. 1 in Ver- 
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bindung mit §§ 22 bis 28 des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes. 

Zu § 10 

Aus den bereits zu § 8 Abs. 2 erörterten 
Gründen ist die öffentliche Hand daran in- 
teressiert, daß die Anmeldestellen nicht zu- 
gunsten ihrer Kunden ungerechtfertigt die 
Umwandlungsfähigkeit von Altgeldguthaben 
anerkennen. Die zuständige Berliner Behörde 
ist deshalb nicht nur gemäß § 8 Abs. 3 in das 
Anerkennungsverfahren eingeschaltet, son- 
dern hat auch die Anerkennung der Um- 
wandlungsfähigkeit zu überwachen, und die 
Anerkennung durch die Anmeldestellen be- 
dürfen ihrer Bestätigung. Diese Regelung ent- 
spricht § 19 Abs. 1 des Umstellungsergän- 
zungsgesetzes. 

Durch die Überwachung und Bestätigung der 
Anerkennung durch die zuständige Berliner 
Behörde wird die sich aus allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen ergebende Verantwort- 
lichkeit der Anmeldestelle nicht ausgeschlos- 
sen (§ 12 Abs. 1 in Verbindung mit § 19 
Abs. 2 Umstellungsergänzungsgesetz), 

Zu § 11 

Die Anmeldestelle wird durch § 11 gesetz- 
lich zur Gutschrift in Deutscher Mark der 
Bank deutscher Länder verpflichtet, wenn 
eine bestätigte Anerkennung oder eine ge- 
richtliche Feststellung der Umwandlungs- 
fähigkeit des Altgeldguthabens vorliegt. Die 
Gutschrift erfolgt mit Wertstellung vom 
1. Januar 1936. Ais Ausgleich für die ihnen 
hierdurch entstehenden neuen Verbindlich- 
keiten erhalten die Institute eine Ausgleichs- 
forderung und Liquiditätsausstattung vom 
Land Berlin zugeteilt (§§ 14, 15). 

War das Ostberliner Altgeldguthaben ein 
Sparguthaben, so ist das Neugeldguthaben 
als Sparguthaben mit gesetzlicher Kündi- 
gungsfrist zu führen. Alle übrigen Neugeld- 
guthaben sind, wenn nichts anderes verein- 
bart wird, als Sichteinlagen zu führen (§12 
Abs. 1 in Verbindung mit § 29 Abs. 2 Um- 
stellungsergänzungsgesetz). Durch diese Re- 
gelung soll sichergestellt werden, daß dem 
Gläubiger eines Sparguthabens, gleich welcher 
Art, der Betrag in Deutscher Mark auf einem 
Sparkonto gutgeschrieben wird und daß diese 
Gutschrift vom 1. Januar 1956 an nach den 
Zinssätzen für Sparguthaben mit gesetzlicher 
Kündigungsfrist verzinst wird. 


Zu § 12 

Das Umwandlungsverfahren nach diesem 
Gesetz ist weitmöglichst dem Umwandlungs- 
verfahren nach Abschnitt I des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes angeglichen. Absatz 1 
enthält die Vorschriften des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes, die sinngemäß Anwen- 
dung finden. 

Nach § 1 Abs. 3 des Umstellungsergänzungs- 
gesetzes hat ein Unternehmen (Gläubiger) im 
Sinne von § 1 seinen Sitz in Berlin (West), 
wenn es seinen Sitz in Berlin hat und sich 
die Geschäftsleitung im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes befindet (vgl. zu § 1 Abs. 1 
Satz 1). 

Nach § 7 des Umstellungsergänzungsgesetzes 
werden bei der Umwandlung nur volle 
Reichsmarkbeträge berücksichtigt; § 8 Abs. 1 
des Umstellungsergänzungsgesetzes betrifft 
Zinsgutschriften (vgl. zu § 1 Abs. 1 Satz 1). 

Durch die Verweisung auf § 10 des Umstel- 
lungsergänzungsgesetzes wird die Umwand- 
lung solcher Reichsmarkbeträge zugunsten 
des wirtschaftlich Berechtigten zugelassen, die 
als Fremdgelder in einem Ostberliner Alt- 
geldguthaben enthalten sind, welches nach 
§ 2 von der Umwandlung ausgeschlossen ist. 
Die Vorschrift bezweckt, daß derjenige, dem 
die Fremdgelder wirtschaftlich gehören, nicht 
dadurch geschädigt wird, daß die Person des 
Kontoinhabers die Umwandlungsvorausset- 
zungen nicht erfüllt. Deshalb gilt derjenige, 
für dessen Rechnung die in dem Guthaben 
enthaltenen Gelder verwaltet werden, als Be- 
rechtigter, wenn er in seiner Person die Vor- 
aussetzungen für die Umwandlung erfüllt. 

§ 11 des Umstellungsergänzungsgesetzes be- 
trifft Guthaben, in denen erkennbare Fremd- 
gelder enthalten sind. Nach dieser Vorschrift 
soll es für die Umwandlungsfähigkeit dieser 
Guthaben in Abweichung von § 1 nicht auf 
die Person des Kontoinhabers, sondern auf 
die Person des wirtschaftlich Berechtigten an- 
kommen, weil diesem und nicht dem Konto- 
inhaber der wirtschaftliche Wert des Gut- 
habens zusteht. Diese Vorschrift wird ins- 
besondere auf Anderkonten im Sinne der 
Geschäftsbedingungen der Banken, aber auch 
auf Konten von Testamentsvollstreckern, 
Nachlaßpflegern, Konkursverwaltern, Ab- 
wesenheitspflegern und Hausverwaltern An- 
wendung finden können. 

§13 Abs. 2 des Umstellungsergänzungsgeset- 
zes verpflichtet die Anmeldestellen zur Ent- 
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gegennahme und Bearbeitung von Anmel- 
dungen (vgl. zu § 5). 

§ 14 Abs. 2 und 3 des Umstellungsergän- 
zungsgesetzes regelt die Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand bei Versäumung der An- 
meldefrist und die Nachholung der Anmel- 
dung (vgl. zu § 3 Abs. 1). 

§18 des Umstellungsergänzungsgesetzes be- 
trifft den Vermerk der Anerkennung der 
Umwandlungsfähigkeit auf dem Anmelde- 
formular (vgl. zu § 8 Abs. 1), § 19 des Um- 
stellungsergänzungsgesetzes die Verantwort- 
lichkeit der Anmeldestellen (vgl. zu § 10). 

Die §§ 23 bis 28 des Umstellungsergänzungs- 
gesetzes betreffen das gerichtliche Verfahren, 
und zwar die Sondervorschriften gegenüber 
den Vorschriften des Reichsgesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit (vgl. zu § 9 Abs. 3). 

Durch die Verweisung auf § 29 Abs. 2 des 
Umstellungsergänzungsgesetzes wird be- 
stimmt, daß die Neugeldgutschrift für die 
Ostberliner Altgeldguthaben auf Sparkonto 
erfolgt, sofern letzteres ein Sparguthaben 
war, und im übrigen als Sichteinlage (vgl. zu 
§ 11 ). 

"An einem Ostberliner Altgeldguthaben kann 
sowohl ein Pfandrecht bestehen, das einer 
Person zusteht, die in den in § 1 Abs. 1 er- 
wähnten Westgebieten ansässig ist, als auch 
ein Pfandrecht, das einer in den Ostgebieten 
ansässigen Person zusteht. Im letzteren Falle 
entfällt die Umwandlungsfähigkeit des Ost- 
berliner Altgeldguthabens (vgl. § 1 Abs. 5). 
Ein im Westen ansässiger Pfandgläubiger 
wird, sofern sich sein Pfandrecht an dem um- 
gewerteten Guthaben fortgesetzt haben sollte, 
keine Befriedigung aus diesem erlangt haben 
können. Sein Pfandrecht muß sich deshalb an 
dem Neugeldguthaben fortsetzen, sofern er 
die Wohnsitzvoraussetzung erfüllt ( Absatz 2 
Satz 1). 

Der Schutz der Personen, zu deren Gunsten 
dingliche Rechte oder Verfügungsbeschrän- 
kungen bestehen, darf jedoch nicht so weit 
gehen, daß dadurch die berechtigten Belange 
des Schuldners (Anmeldestelle) geschädigt 
werden. Satz 2 sieht durch seine Verweisung 
auf § 30 Abs. 1 Satz 2 des Umstellungser- 
gänzungsgesetzes deshalb vor, daß nur dann 
nicht mit befreiender Wirkung an den In- 
haber des Neugeldguthabens geleistet werden 
kann, wenn die Rechte oder Verfügungsbe- 
schränkungen in der Anmeldung vermerkt 
oder der Anmeldestelle auf andere Weise be- 


kanntgeworden waren. Daß die Rechte und 
Verfügungsbeschränkungen, soweit sie der 
Anmeldestelle bekannt sind, in der Anmel- 
dung vermerkt w’erden, ist durch § 12 Abs. 1 
in Verbindung mit § 18 Satz 2 des Umstel- 
lungsergänzungsgesetzes sichergestellt. 

Zu § 13 

Ebenso wie nach § 31 des Umstellungsergän- 
zungsgesetzes darf nach Absatz 1 der Anmel- 
der mit den Kosten des Umwandlungsver- 
fahrens nicht belastet werden. Deshalb dür- 
fen ihm von der Anmeldestelle Gebühren 
und Auslagen für die Anmeldung nicht in 
Rechnung gestellt werden. Diese Regelung 
rechtfertigt sich dadurch, daß die Anmelder 
nun schon seit Jahren auf die Umwandlung 
ihrer Guthaben auf Deutsche Mark der Bank 
deutscher Länder warten. 

Da den Anmeldestellen die zur Deckung ihrer 
Unkosten erforderlichen Mittel fehlen, sieht 
Absatz 2 Satz 1 vor, daß die öffentliche 
Hand ihnen diese Kosten in Höhe von 6 DM 
je anerkannter oder nicht anerkannter An- 
meldung vergütet. Nach Satz 2 werden 
außerdem die über diesen Betrag hinaus- 
gehenden notwendigen Kosten, welche der 
Anmeldestelle bei der Durchführung des Um- 
wandlungsverfahrens nachweislich entstehen, 
vom Land Berlin ersetzt. Diese Regelung 
trägt den finanziellen Belangen der Anmelde- 
stellen, welche durch die Einschaltung in das 
Umwandlungsverfahren keine Verluste er- 
leiden sollen, in angemessener Weise Rech- 
nung; sie berechtigt andererseits die Anmel- 
destelle nicht dazu, in sachlich unangemesse- 
nem Umfang die Begleichung von allgemei- 
nen Geschäftsunkosten von der öffentlichen 
Hand zu verlangen. Satz 2 entspricht § 9 
Abs. 2 der 2. Verordnung zur Durchführung 
des Altsparergesetzes vom 9. Juli 1954 (BGBl. 
I S. 190). 

Bei teilweiser Anerkennung und Ablehnung 
sowie bei wiederholter Stellung eines An- 
meldungsantrages für dasselbe Guthaben oder 
bei Teilentscheidungen wird die Vergütung 
nur einmal gewährt. 

Die Absätze 3 und 4 sollen gewährleisten, 
daß die Vergütungen nur in den Fällen ge- 
zahlt werden, in denen nach Absatz 2 ein 
Rechtsanspruch auf eine Vergütung besteht. 
Die Feststellung eines Anspruches auf Ver- 
gütung trifft der Senator für Wirtschaft und 
Kredit. 
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Zu § 14 

Nach Nr. 37 der Verordnung über die Er- 
richtung der Berliner Zentralbank in Ver- 
bindung mit § 6 des Emissionsgesetzes sind 
die Geldinstitute mindestreservepflichtig. Sie 
haben deshalb in Höhe der jeweils geltenden 
Sätze einen bestimmten Hundertsatz des 
Gegenwertes der bei ihnen gemäß § 11 er- 
offneten Neugeldguthaben als unverzinsliche 
Giroeinlagc bei der Berliner Zentralbank zu 
halten. Darüber hinaus müssen die Anmelde- 
stellen damit rechnen, daß ein gewisser Teil 
der Neugeldguthaben abgezogen wird. Damit 
hierdurch wie durch die Mindestreserve- 
pflicht ihre Liquidität nicht gefährdet wird, 
ist es erforderlich, ihnen eine Liquiditätsaus- 
stattung zu gewähren. Die Höhe der Liquidi- 
tätsausstattung beträgt in Übereinstimmung 
mit der Regelung nach § 32 des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes und mit der für Sichtein- 
lagen in § 10 Abs. 1 Buchstabe a des Umstel- 
lungsgesetzes getroffenen Vorschrift 15 v. H. 
des Neugeldguthabens (Absatz 1). 

Nach Absatz 2 können die Anmeldestellen 
die Liquiditätsausstattung jeweils für die in 
einem Monat gutgeschriebenen Neugeldgut- 
haben bei der Berliner Zentralbank anfor- 
dern. 

Zu § 15 

Die Anmeldestellen erhalten, soweit die sich 
aus der Eröffnung der Neugeldguthaben er- 
gebenden Verbindlichkeiten nicht durch die 
Liquiditätsausstattung (§ 14) gedeckt werden, 
Ausgleichsforderungen vom Land Berlin ge- 
währt. Die Berliner Zentralbank erhält zur 
Deckung der von ihr gewährten Liquiditäts- 
ausstattungen in entsprechender Höhe eine 
Ausgleichsforderung vom Land Berlin (Ab- 
sätze 1 und 2). 

Durch die Bezugnahme auf § 33 Abs. 3 des 
Umstellungsergänzungsgesetzes in Absatz 3 
wird im Interesse der öffentlichen Hand er- 
reicht, daß Gutschriften, die eine Anmelde- 
stelle schuldhaft zu Unrecht erteilt hat, nicht 
aus öffentlichen Mitteln gedeckt werden. 

Die Ausgleichsforderungen sind vom 1. Ja- 
nuar 1956 an mit 3 v. H. zu verzinsen. Die 
Fälligkeit der Zinsen, die Möglichkeit von 
Abschlagszahlungen auf den Zinsanspruch 
und die Pflicht zur Zahlung von Zinseszinsen 
bestimmt sich nach § 36 des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes, die Tilgung nach Maß- 
gabe des Gesetzes über die Tilgung von Aus- 


gleichsforderungen vom 14, Juni 1956 (BGBL 
I S. 507) — vgl. § 26 — . 

Zu § 16 

§16 regelt die Eintragung und Übertragung 
der Ausgleichsforderungen. 

Die Ausgleichsforderungen sind Schuldbuch- 
forderungen. Sie entstehen mit Eintragung in 
das Schuldbuch des Landes Berlin. Die Aus- 
reichung von Schuldverschreibungen gegen 
Löschung der Forderungen ist nicht statthaft. 
Die Voraussetzungen, unter denen Aus- 
gleichsforderungen beliehen und angekauft 
werden können, bestimmen sich nach den 
hierfür geltenden allgemeinen Vorschriften 
(Nr. 3 Buchstabe c Ümstellungsergänzungs- 
verordnung vom 20. März 1949). 

Zu § 17 

Die Ausgleichsforderungen, welche das Land 
Berlin gewährt, werden durch den Senator 
für Wirtschaft und Kredit auf Antrag der 
Anmeldestellen bzw. der Berliner Zentral- 
bank zugeteilt (Absatz 1 Satz 1). 

Das Verfahren für die Überprüfung und 
Feststellung des Anspruchs auf Gewährung 
einer Ausgleichsforderung entspricht dem bei 
der Durchführung der Umwandlungsver- 
fahren von Uraltguthaben bewährten. Ent- 
sprechend § 34 des Umstellungsergänzungs- 
gesetzes prüft und stellt nach § 17 der Sena- 
tor für Wirtschaft und Kredit den Anspruch 
auf Gewährung einer Ausgleichsforderung 
fest (Absatz 2). Er leitet den Antrag nebst 
Feststellungsvermerk und Nachweisungen an 
den Senator für Finanzen weiter. Durch die- 
sen — Schuldbuchbehörde — wird die Aus- 
gleichsforderung in das Schuldbuch des Lan- 
des Berlin eingetragen. 


ZU ABSCHNITT II 

Abwicklung von Ansprüchen aus 
Hinterlegungen von Reichsmarkbeträgen 
bei Berliner Hinterlegungsstellen 

Allgemeines 

1. Ansprüche auf Herausgabe von auf Reichs- 
mark lautenden Hinterlegungsbeträgen, die 
vor dem 9. Mai 1945 nach Maßgabe der Hin- 
terlegungsordnung bewirkt worden sind, 
richteten sich gegen das Reich, in dessen 
Eigentum diese Beträge nach § 7 Abs. 1 der 
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Hinterlegungsordnung übergegangen waren. 
Im Zusammenhang mit der Übernahme der 
Justizhoheit durch die Länder des Bundes- 
gebietes nach dem Zusammenbruch übernah- 
men diese auch die Verbindlichkeiten aus den 
Hinterlegungen als eigene Länderverbind- 
lichkeiten. Die Umstellung dieser Verbind- 
lichkeiten erfolgte — soweit die hinterlegten 
Beträge nicht schon vor der Währungsreform 
an die Berechtigten herausgegeben worden 
waren — nach den für Fremdgelder (Hinter- 
legungsgelder) geltenden umstellungsrecht- 
lichen Vorschriften des Bundesgebietes (§§ 2, 
3 der 8. Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz, § 1 der 2. Durchführungsver- 
ordnung zum Festkontogesetz) im Verhältnis 
von 6,5 Deutsche Mark für 100 Reichsmark 
zugunsten der aus der Hinterlegung Berech- 
tigten. 

2. Für die in Berlin vor dem 9. Mai 1945 be- 
gründeten Verbindlichkeiten des Reichs aus 
der Hinterlegung von Reichsmarkbeträgen 
ist die Sach- und Rechtslage eine andere: 

a) Ob die Ansprüche aus derartigen Hinter- 
legungen bei Berliner Hinterlegungsstel- 
len auch nach dem Zusammenbruch An- 
sprüche gegen das Reich geblieben oder 
ob sie zu Verbindlichkeiten des Landes 
Berlin geworden sind, ist strittig. Die for- 
melle Übernahme der Justizhoheit auf 
Berlin erfolgte erst mit der Grundsatz- 
erklärung der Alliierten Kommandantur 
vom 14. Mai 1949. 

b) Im Zeitpunkt der Währungsumstellung 
sind, soweit bekannt, Beträge in Höhe 
von etwa 5,5 Millionen Reichsmark bei 
den Hinterlegungsstellen in dem jetzigen 
Gebiet von Berlin (West) und etwa 10 
Millionen Reichsmark bei Hinterlegungs- 
stellen im jetzigen Ostsektor Berlins hin- 
terlegt gewesen. 

Eine Umstellung dieser Ansprüche ist, so- 
fern sie als Verbindlichkeiten des Reichs 
anzusehen sind, nicht erfolgt (§14 Um- 
stellungsgesetz, Artikel 12 Umstellungs- 
verordnung). Eine Umwandlung als 
Fremdgeld-(Hinterlegungs-)Guthaben zu- 
gunsten der aus den Hinterlegungen wirt- 
schaftlich Berechtigten war aus tatsäch- 
lichen Gründen nicht möglich. § 10 des 
Umstellungsergänzungsgesetzes gestattet 
zwar die Umwandlung erloschener Uralt- 
guthaben der öffentlichen Hand, soweit 
in ihnen Fremd-(Hinterlegungs-)Gelder 
enthalten sind. Das von der Reichshaupt- 
kasse bei der Reichsbank geführte Gut- 


haben, dem die bei den Hinterlegungs- 
stellen eingezahlten Gelder zugeführt 
worden waren, wies jedoch zum 8, Mai 
1945 einen Schuldsaldo auf. 

c) Die besondere gesetzliche Regelung, die 
auf Grund dieser Sach- und Rechtslage in 
§ 5 Nr. 4 des Entwurfs eines Gesetzes zur 
abschließenden Regelung durch den Krieg 
und den Zusammenbruch des Deutschen 
Reichs entstandener Schäden (Kriegsfol- 
genschlußgesetz) für diese Verbindlichkei- 
ten ausdrücklich Vorbehalten worden ist, 
enthält Abschnitt II. 

3. Nach dem Entwurf richtet sich der kraft 
Gesetzes gewährte Anspruch auf Erfüllung 
des auf Grund der Hinterlegung eines Reichs- 
markbetrages bei einer Berliner Hinter- 
legungsstelle bestehenden Herausgabeanspru- 
ches in Deutscher Mark der Bank deutscher 
Länder gegen das Land Berlin (§ 18). Da die 
Belegenheit der Verbindlichkeiten aus Hin- 
terlegungen von Reichsmarkbeträgen in Ber- 
lin zum Teil darauf beruht, daß Berlin als 
Reichshauptstadt auch im Hinterlegungs- 
wesen zentraler Abwicklungsplatz überört- 
licher Rechts- und Geschäftsverhältnisse ge- 
wesen war und aus diesem Grunde das da- 
malige Amtsgericht-Mitte in zahlreichen Fal- 
len zur zentralen Hinterlegungsstelle für das 
Reich kraft Gesetzes oder durch vertragliche 
Vereinbarungen bestimmt worden ist, erstat- 
tet jedoch der Bund dem Land Berlin ein 
Drittel der von diesem an die Berechtigten in 
Deutscher Mark der Bank deutscher Länder 
zu zahlenden Beträge (§ 20 Abs. 2). Damit 
trägt der Bund der im Zusammenhang mit 
der Währungsumstellung anerkannten Ver- 
pflichtung Rechnung, als Rechtsnachfolger 
des Reichs für Belastungen des Landes Ber- 
lin einzustehen, die in dessen ehemaliger 
Funktion als Reichshauptstadt begründet 
sind (vgl. § 3 des Dritten Uberleitungsgeset- 
zes vom 2. Januar 1952 in der Fassung von 
§13 Abs. 4 des Gesetzes über die Tilgung 
von Ausgleichsforderungen vom 14. Juni 
1956 — BGBl. IS. 507). 

Abgewickelt werden Ansprüche aus Hinter- 
legungen von Reichsmarkbeträgen bei den 
Hinterlegungsstellen in Berlin. Die Erfüllung 
dieser Ansprüche erfolgt im Verhältnis von 
1 Deutschen Mark für 10 Reichsmark (§ 20 
Abs. 1). Der Berechtigte muß, damit er eine 
Befriedigung erhalten kann, am 31. Dezem- 
ber 1952 die West-Wohnsitzvoraussetzung 
im Sinne von § 18 erfüllen. Die Ansprüche 
bestimmter Gläubiger sind von der Geltend- 
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machung ausgeschlossen (§ 19), Wo und wie 
die Ansprüche geltend zu machen sind, regelt 
§ 21 . 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes er- 
gibt sich aus Artikel 73 Nr. 4 GG in Ver- 
bindung mit § 3 Abs. 2 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 und aus 
Artikel 74 Nr. 1 GG. 


Besonderes 

Zu § 18 

§18 regelt die Voraussetzungen im einzel- 
nen, unter denen die Ansprüche aus Hinter- 
legungen von Reichsmarkbeträgen bei Ber- 
liner Hinterlegungsstellen gegen das Land 
Berlin geltend gemacht werden können. 

Die Ansprüche müssen nach Absatz 1 auf 
Hinterlegung bei Hinterlegungsstellen in 
Berlin beruhen. Geltend gemacht werden 
können also auch Ansprüche aus Hinter- 
legungen bei Hinterlegungsstellen im heuti- 
gen Ostsektor von Berlin. Die Einbeziehung 
dieser Hinterlegungen in das Abwicklungs- 
verfahren ist aus folgenden Gründen erfor- 
derlich: 

Zahlreiche Reichsmarkhinterlegungen sind 
bei dem nunmehr im Ostsektor von Berlin 
gelegenen Amtsgericht-Mitte als dem damali- 
gen zentralen deutschen Amtsgericht erfolgt. 
In erheblichem Umfang sind deshalb Be- 
rechtigte aus diesen Hinterlegungen Personen 
mit jetzigem Sitz, Wohnsitz oder dauerndem 
Aufenthalt im Bundesgebiet. Da der Bezirk 
des Amtsgericht-Mitte sich räumlich auf Ge- 
biete erstredete, die jetzt zu Berlin (West) 
gehören — wie auf die Bezirke Tiergarten 
und Kreuzberg — , wurden außerdem Hin- 
terlegungen, an denen Einwohner dieser Be- 
zirke beteiligt sind, in der Regel bei diesem 
Amtsgericht bewirkt. Wollte man die im 
Bundesgebiet und in Berlin (West) ansässigen 
Berechtigten auf die Herausgabeansprüche 
gegen die Hinterlegungsstellen in Berlin (Ost) 
verweisen, so würde man sie in unzumut- 
barer Weise benachteiligten, da diese An- 
sprüche, falls sie dort umgestellt sein sollten, 
für die Berechtigten praktisch unverwertbar 
sind. Sofern jedoch eine Befriedigung in 
Deutscher Mark der Deutschen Notenbank 
erfolgt ist, entfällt ein Anspruch nach Ab- 
satz 1. 

Geltend gemacht werden kann der Anspruch 
von Personen, die 


1. im Sinne der Vorschriften der Hinter- 
legungsordnung am 31. Dezember 1952 
Empfangsberechtigte sind und 

2. zu diesem Zeitpunkt die Wohnsitzvoraus- 
setzung erfüllen. 

Die Empfangsberechtigung muß nach Maß- 
gabe der Vorschriften der Hinterlegungsord- 
nung nachgewiesen und festgestellt werden. 
Zum Empfang sind nicht nur die an der Hin- 
terlegung unmittelbar Beteiligten, d. h. der 
Hinterleger oder derjenige, zu dessen Gun- 
sten hinterlegt worden ist, berechtigt, son- 
dern auch die zur Verwertung berechtigten 
Drittgläubiger (Pfandgläubiger). 

Die Wohnsitzvoraussetzung entspricht grund- 
sätzlich derjenigen des Kriegsfolgenschlußge- 
setzes. Da es sich bei den Hinterlegungsgel- 
dern ursprünglich um Ansprüche gegen das 
Reich handelte, muß der Kreis der Berechtig- 
ten, welche ihre Ansprüche nach diesem Ab- 
schnitt geltend machen können, entsprechend 
den Grundsätzen des Kriegsfolgenschlußgeset- 
zes begrenzt werden. Deshalb können Be- 
rechtigte aus dem Saarland Ansprüche nach 
Absatz 1 vorläufig noch nicht geltend 
machen, und es wird hinsichtlich des Zeit- 
punktes der Anerkennung der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland auf den 1. April 
1956 abgestellt. 

Dadurch, daß Empfangsberechtigung und 
Wohnsitzvoraussetzung an demselben Stich- 
tag gegeben sein müssen, wird ausgeschlossen, 
daß eine am 31. Dezember 1952 im Westen 
ansässige Person, die den Anspruch aus der 
Hinterlegung erst nach diesem Zeitpunkt von 
einem Ostgläubiger erworben hat, diesen An- 
spruch geltend machen kann. 

Absatz 2 enthält eine Erweiterung des Gläu- 
bigerkreises durch Einbeziehung der Heim- 
kehrer, Vertriebenen und Sowjetzonenflücht- 
linge entsprechend § 5 des Umstellungsergän- 
zungsgesetzes. Falls es sich bei den Empfangs- 
berechtigten um eine Personenmehrheit han- 
delt, findet § 6 des Umstellungsergänzungs- 
gesetzes entsprechende Anwendung. 

Absatz 3 bestimmt, unter welchen Voraus- 
setzungen ein Unternehmen seinen Sitz in 
Berlin (West) hat. 

Zu § 19 

Nach dieser Vorschrift ist die Geltend- 
machung von Ansprüchen in bestimmten Fäl- 
len ausgeschlossen. 
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Durch Nr. 1 werden entsprechend der Rege- 
lung in § 27 des Kriegsfolgenschlußgesetzes 
diejenigen Gläubigergruppen ausgeschlossen, 
deren finanzielle Verhältnisse unter Einsatz 
öffentlicher Mittel im Rahmen der Wäh- 
rungsgesetzgebung oder auf sonstige Weise 
eine Neuordnung erfahren haben. Darunter 
fallen die Gebietskörperschaften, Geldinsti- 
tute, Versicherungsunternehmen, Bausparkas- 
sen, die Deutsche Reichsbank, die Deutsche 
Golddiskontbank, die Konversionskasse für 
deutsche Auslandsschulden etc., die NSDAP 
und die angeschlossenen Verbände sowie 
sonstige aufgelöste Einrichtungen. Diese Re- 
gelung entspricht im wesentlichen auch der- 
jenigen bei der Abwicklung von Hinter- 
legungen im Bundesgebiet. 

Nr. 2 soll ebenso wie § 2 Nr. 6 des Umstel- 
lungsergänzungsgesetzes rückdatierte Abtre- 
tungen von Ostgläubigern, die die Wohn- 
sitzvoraussetzungen nicht erfüllen, zugun- 
sten von Westgläubigern verhindern. 

Nr. 3 schließt die Geltendmachung von 
Kleinstansprüchen aus, weil der Verwaltungs- 
und Kostenaufwand im Verhältnis zum 
wirtschaftlichen Interesse des Berechtigten 
unverhältnismäßig groß wäre. 

Zu § 20 

Absatz 1 bestimmt, daß die Ansprüche, die 
nach Maßgabe des § 18 geltend gemacht wer- 
den können, im Verhältnis von 1 Deutschen 
Mark für je 10 Reichsmark erfüllt werden. 

Im Bundesgebiet wurden nach §§ 2 und 3 
der 8. Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz in Verbindung mit § 1 der 
2. Durchführungsverordnung zum Fest- 
kontogesetz Hinterlegungsgelder im Ver- 
hältnis von 6,5 Deutsche Mark für 100 
Reichsmark umgewandek. Hierbei wurde 
unterstellt, daß die hinterlegten Gelder von 
den Hinterlegungsstellen auf einem Konto 
des Reichs bei einem Kreditinstitut gehalten 
wurden. Die Gläubiger erhielten ihre Forde- 
rungen gegen das Reich in demselben Ver- 
hältnis umgewandelt, in dem die Altgeldgut- 
haben des Reichs umzuwandeln gewesen 
wären, wenn eine Umwandlung zugunsten 
des Reichs nicht durch § 1 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstaben c, ee des Umstellungsgesetzes aus- 
geschlossen gewesen wäre. 

Für das von der Reichshauptkasse bei der 
Reichshauptstelle Berlin der Deutschen 
Reichsbank geführte Konto steht fest, daß 
dieses am 9. Mai 1945 einen Passivsaldo auf- 


wies. Eine Umwandlung der auf diesem 
Konto geführten Hinterlegungsgelder ent- 
sprechend der Regelung für Hinterlegungs- 
gelder im Bundesgebiet — und entsprechend 
dem Berliner Umstellungssatz für Uraltgut- 
haben von 5 Deutsche Mark für 100 Reichs- 
mark — kommt deshalb nicht in Betracht. 
Da es sich bei den Ansprüchen aus Hinter- 
legungsgeldern bei Berliner Hinterlegungs- 
stellen um ehemalige Verbindlichkeiten des 
Reichs handelt, sieht der Entwurf eine Er- 
füllung dieser Ansprüche nach dem für 
Reichsmarkverbindlichkeiten geltenden Um- 
stellungssatz von 10 Deutsche Mark für 100 
Reichsmark vor. Berücksichtigt man, daß die 
Gläubiger von Hinterlegungsgeldern im 
Bundesgebiet ihre 1948/49 im Verhältnis von 
6,5 Deutsche Mark für 100 Reichsmark um- 
gewandelten Ansprüche zu einem Zinssatz 
von durchschnittlich 5 v. H. anlegen konnten 
und somit — bis zur voraussichtlichen Ab- 
wicklung vom Jahre 1957 an — in minde- 
stens 9 Jahren zusätzlich einen Zinsertrag 
von ca. 45 v. H. von 6,5 v. H. — 2,925 v. H. 
erzielen konnten, so erscheint ein Umwand- 
lungssatz von 10 v. H. angemessen. Dies auch 
im Hinblick darauf, daß nach § 1 des Berliner 
Gesetzes über die einstweilige Nicht-Verzin- 
sung hinterlegter Gelder vom 13. Februar 
1950 (Verordnungsbl. für Groß-Berlin S. 81) 
Forderungen aus Hinterlegungen bisher un- 
verzinslich waren. 

Zu Absatz 2 vgl. Allgemeines I. 3. 

Zu § 21 

Diese Vorschrift regelt das Abwicklungsver- 
fahren. 

Absatz 1 Satz 1 bestimmt, daß die Ansprüche 
nach § 18 bei der Hinterlegungsstelle geltend 
zu machen sind. Zuständig ist die Hinter- 
legungsstelle, bei welcher die Hinterlegung 
erfolgt ist (Satz 2 in Verbindung mit § 12 der 
Hinterlegungsordnung). Für alle Ansprüche 
aus Hinterlegungen, die bei einer Hinter- 
legungsstelle im derzeitigen Ostsektor von 
Berlin bewirkt worden sind, ist die Hinter- 
legungsstelle des Amtsgerichts Schöneberg zu- 
ständig (Absatz 2 Satz 1). 

Das Verfahren der Hinterlegungsstellen be- 
stimmt sich grundsätzlich nach der Hinter- 
legungsordnung (Absatz 1 Satz 2). Nach 
Maßgabe dieser Vorschriften stellt die Hin- 
terlegungsstelle die zivilrechtliche Empfangs- 
berechtigung dessen fest, der einen Anspruch 
geltend macht. Dieser hat das Bestehen des 
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Anspruchs zu beweisen. Zusätzlich hat die 
Hinterlegungsstelle das Vorliegen der Wohn- 
sitzvoraussetzung zu prüfen und festzustel- 
len, da hiervon nach § 18 Abs. 1 die An- 
spruchsberechtigung abhängt. 

Eine verfahrensrechtliche Sondervorschrift 
für den Fall der Geltendmachung eines An- 
spruchs aus einer Hinterlegung bei einer ost- 
sektoralen Hinterlegungsstelle sieht Absatz 2 
Satz 2 vor. Danach darf die Auszahlung von 
der Hinterlegungsstelle nur angeordnet wer- 
den, wenn die Tatsache der Hinterlegung 
durch Öffentliche Urkunden nachgewiesen 
wird. Dadurch, daß vorgeschrieben wird, 
welche Beweisunterlagen zumindest vorgelegt 
werden müssen, soll ausgeschlossen werden, 
daß die Eiinterlegungsrichter bei Ostansprü- 
chen ohne Vorliegen derartiger eindeutiger 
Beweisunterlagen zur Feststellung des An- 
spruches kommen. Satz 2 stellt sicher, daß ein 
Anspruch aus einer Hinterlegung bei einer 
Hinterlegungsstelle in Berlin (Ost) nur fest- 
gestellt werden kann, wenn zumindest der 
Hinterlegungsschein vorgelegt wird. Bei der 
Geltendmachung eines Anspruches aus einer 
West-Hinterlegung ist diese Beweisanforde- 
rung nicht unbedingt erforderlich, weil an- 
hand der vorhandenen Hinterlegungsakten 
und Hinterlegungsbücher die Tatsache der 
Hinterlegung festgestellt werden kann. Diese 
Möglichkeit fehlt, sofern diese Unterlagen 
sich im Ostsektor befinden bzw. vernichtet 
sind. Im allgemeinen wird der Hinterleger 
im Besitz des Hinterlegungsscheines sein. 
Macht der aus der Hinterlegung Berechtigte 
den Anspruch nach § 18 geltend, so muß er 
die Vorlage des Hinterlegungsscheines — ge- 
gebenenfalls im Wege der Klage (§ 809 BGB) 
— veranlassen. Satz 2 begründet nur ein 
Mindestbeweiserfordernis. Dem Hinter- 
legungsrichter ist es unbenommen, in Zwei- 
felsfällen strengere Beweisanforderungen zu 
stellen. 


ZU ABSCHNITT III 

Inanspruchnahme von Berliner Altbanken 
und verlagerten Geldinstituten durch 
Gläubiger aus dem Saarland 

Allgemeines 

Gläubiger, die im Saarland ansässig sind, 
können nach der derzeitigen Rechtslage Ber- 
liner Altbanken wegen ihrer Forderungen 
aus Zahlungsverbindlichkeiten (§ 7 Abs. 1 des 


Altbankengesetzes vom 10. Dezember 1953 
— Gesetz- und Verordnungsbl. für Ber- 
lin S. 1483) nicht in Anspruch nehmen. Das- 
selbe gilt für die Ansprüche von saarlän- 
dischen Gläubigern gegenüber in das Bun- 
desgebiet verlagerten Geldinstituten aus Alt- 
geldguthaben und sonstigen Zahlungsver- 
pflichtungen (§ 6 der 35. Durchführungver- 
ordnung zum Umstellungsgesetz). Da die 
verlagerten Geldinstitute überwiegend Ber- 
liner Altbanken sind, ist die Beschränkung 
der Inanspruchnahme eines verlagerten Geld- 
instituts von praktischer Bedeutung nur für 
die wenigen verlagerten Geldinstitute, welche 
ihren Sitz in Deutschland außerhalb des 
Bundesgebietes und Berlins haben. 

Die bisherige Rechtslage beruht auf der Er- 
wägung, daß alle Gläubiger, die am Wäh- 
rungsstichtag in einem Gebiete Deutschlands 
nach dessen Gebietsstand vom 31. Dezember 
1937 außerhalb des Bundesgebietes und Ber- 
lins (West) ansässig waren, gleich zu behan- 
deln sind. Eine Inanspruchnahme verlagerter 
Geldinstitute durch saarländische Gläubiger 
war deshalb ebenso ausgeschlossen wie eine 
Inanspruchnahme durch Gläubiger, die in der 
sowjetisch besetzten Zone Deutschlands oder 
in den Gebieten östlich der Oder-Neiße-Linie 
ansässig waren. 

Mit der politischen Vereinigung des Saarlan- 
des mit dem Bundesgebiet am 1. Januar 1957 
entfällt der tragende Gesichtspunkt für die 
derzeitige Rechtslage. Deshalb gestattet Ab- 
schnitt III den am 31. Dezember 1952 im 
Saarland ansässigen Gläubigern die Inan- 
spruchnahme Berliner Altbanken und der 
verlagerten Geldinstitute, die nicht zugleich 
Berliner Altbanken sind. 

An einer alsbaldigen Regelung besteht von 
seiten der saarländischen Gläubiger ein er- 
hebliches wirtschaftliches Interesse. Bei den 
Ansprüchen, welche diese gegenüber den er- 
wähnten Kreditinstituten haben, handelt es 
sich überwiegend um Ansprüche aus Wert- 
papieren (schätzungsweise 6 bis 10 Millio- 
nen Reichsmark). Insoweit die saarländischen 
Gläubiger Inhaber von Schuldverschreibun- 
gen Berliner Altbanken (Realkreditinstitute), 
der Mecklenburgischen Hypotheken- und 
Wechselbank oder der Thüringischen Landes- 
Hypothekenbank AG sind, konnten ihre 
fälligen Ansprüche, auch insoweit sie im 
Wertpapierbereinigungsverfahren anerkannt 
worden waren, von den Schuldnerinstituten 
bisher nicht bedient werden. Da der Begriff 
„Altsparanlage“ im Sinne von § 2 des Ge- 
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setzes zur Milderung von Harten der Wäh- 
rungsreform (Altsparergesetz) vom 14. Juli 
1953 (BGBl. I S. 495) voraussetzt, daß der 
Schuldner auf Grund der Vorschriften zur 
Neuordnung des Geldwesens wegen der Ver- 
bindlichkeit in Anspruch genommen werden 
kann (§ 2 Abs. 2 Altsparergesetz), kön- 
nen die saarländischen Gläubiger trotz § 2 
des Gesetzes zu § 4 Abs. 4 des Altsparerge- 
setzes vom 10. Dezember 1954 (BGBl. I 
S. 438) keine Altsparerentschädigung nach 
Maßgabe des Altsparergesetzes erhalten. 

Die Berliner Altbanken wie die in Betracht 
kommenden verlagerten Geldinstitute sehen 
in dem Umstand, daß sie — im Gegensatz 
zu den Kreditinstituten mit Sitz im Bundes- 
gebiet — ihre saarländischen Gläubiger bis- 
her nicht bedienen konnten, eine Benachtei- 
ligung in der Wettbewerbslage. Sie legen 
Wert darauf, daß sie in einem Zeitpunkt, in 
dem mit der Möglichkeit und Notwendigkeit 
einer geschäftlichen Tätigkeit deutscher Kre- 
ditinstitute im Saarland zu rechnen ist, in 
demselben Umfang die Beziehungen zu ihrer 
saarländischen Kundschaft pflegen können 
wie die Geldinstitute des Bundesgebietes. 

Um den Wünschen der saarländischen Gläu- 
biger und der Schuldnerinstitute Rechnung 
zu tragen, berechtigt § 22 die Schuldnerin- 
stitute, zu Lasten ihrer Altbankenrechnung 
ihre im Saarland ansässigen Gläubiger wegen 
alter Zahlungsverbindlichkeiten im Sinne von 
§§ 5, 7 des Altbankengesetzes zu befriedigen. 
§ 23 gestattet verlagerten Kreditinstituten 
mit Sitz in Gebieten Deutschlands nach dem 
Gebietsstand vom 31. Dezember 1937 außer- 
halb des Bundesgebietes und Berlins, ihre 
saarländischen Gläubiger zu Lasten ihrer 
Umstellungsrechnung zu befriedigen. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes er- 
gibt sich aus Artikel 73 Nr. 4 GG in Verbin- 
dung mit § 3 Abs. 2 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes vom 4. Januar 1952. 

Besonderes 

Zu § 22 

Nr. 1 sieht eine Ergänzung von § 7 Abs. 1 
und 6 des Altbankengesetzes vor. 

Auf Grund der Einfügung der Worte „im 
Saarland“ in § 7 Abs. 1 können Berliner Alt- 
banken aus vor dem 9. Mai 1945 begründe- 
ten Zahlungsverbindlichkeiten auch von saar- 
ländischen Gläubigern in Anspruch genom- 
men werden. Diese Gläubiger erhalten ihre 


Forderungen wie inländische Gläubiger voll 
bedient. Dies entspricht der Behandlung saar- 
ländischer Gläubiger bei der Anwendung des 
Abkommens über deutsche Auslandsschulden 
vom 27. Februar 1953 (BGBl. II S. 331). So- 
fern die Forderungen der Gläubiger die 
Voraussetzungen des § 2 des Altsparerge- 
setzes erfüllen, erhalten sie auch Anspruch 
auf Altsparerentschädigung. 

§ 7 Abs. 6 des Altbankengesetzes bestimmt, 
wann die Wohnsitzvoraussetzung (§ 7 Abs. 1 
Altbankengesetz) bei Gemeinschaften zur ge- 
samten Hand, die nicht unter § 7 Abs. 5 des 
Altbankengesetzes fallen, als erfüllt anzuse- 
hen ist. Durch die Ergänzung wird klarge- 
stellt, daß Gemeinschaften zur gesamten 
Hand, die am 31. Dezember 1952 ihren Sitz 
oder Ort der Geschäftsleitung im Saarland 
hatten, die örtliche Voraussetzung des § 7 
Abs. 1 des Atlbankengesetzes erfüllen. 

Die Ergänzung von § 8 Abs. 1 Buchstabe a 
des Altbankengesetzes durch Einfügung der 
Worte „im Saarland" — Nr. 2 — hat nur 
redaktionelle Bedeutung; sie ist durch die 
entsprechende Ergänzung von § 7 Abs. 1 des 
Altbankengesetzes bedingt. 

Eine Änderung von § 8 Abs. 1 und 2 des 
Altbankengesetzes in der Weise, daß bei der 
Berechnung der sogenanten allgemeinen und 
speziellen Ausländerquoten auch die am 
20. Juni 1948 im Saarland angelegten Ge- 
genwerte bzw. die im letzten Jahresabschluß 
vor dem 9. Mai 1945 ausgewiesenen Vermö- 
genswerte der Altbank im Saarland mit zu 
berücksichtigen sind, ist z. Z. noch nicht mög- 
lich. 

Artikel 25 Buchstabe c des Abkommens über 
deutsche Auslandsschulden vom 27. Februar 
1953 sieht zwar bei der Wiedervereinigung 
Deutschlands eine Nachprüfung des Abkom- 
mens mit dem Ziele vor, daß eine angemes- 
sene Anpassung mit Bezug auf Schulden vor- 
zunehmen ist, bei deren Regelung der Ver- 
lust vor Vermögenswerten, die in dem mit 
der Bundesrepublik Deutschland wiederver- 
einigten Gebiet belegen sind, oder die Un- 
möglichkeit ihrer Wiederverwendung berück- 
sichtigt worden ist. Diese Vorschrift ist je- 
doch dahin auszulegen, daß unter Wiederver- 
einigung die wirtschaftliche Wiedervereini- 
gung zu verstehen ist. Durch sie wird das 
Wirtschaftspotential der Bundesrepublik er- 
höht, und der Schuldner erhält die Möglich- 
keit, über seine Vermögenswerte in dem mit 
der Bundesrepublik vereinigten Gebiet un- 
eingeschränkt wieder zu verfügen. Solange 
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das Saarland nur politisch mit dem Bundes- 
gebiet vereinigt wird, sind die Voraussetzun- 
gen dieser Vorschrift nicht erfüllt. 

Nach § 16 Abs. 1 des Altbankengesetzes kann 
für Kreditinstitute ohne Niederlassung in 
Berlin der für das Bankwesen zuständige Ber- 
liner Senator einen Treuhänder bestellen. 
§ 16 Abs. 3 des Altbankengesetzes regelt die 
Verfügungsbefugnis über die der Vermögens- 
Verwaltung des Treuhänders unterstellten 
Vermögenswerte. Nach der derzeitigen 
Rechtslage darf über Vermögenswerte nicht 
zum Zwecke der Erfüllung von Verbindlich- 
keiten des Kreditinstituts verfügt werden, 
die außerhalb Berlins und des Bundesgebietes 
nach der Bestellung des Treuhänders begrün- 
det worden sind. Demnach konnte nach der 
bisherigen Rechtslage über Vermögenswerte 
zur Erfüllung von Verbindlichkeiten verfügt 
werden, die nach der Bestellung des Treu- 
händers in Berlin und im Bundesgebiet be- 
gründet worden sind. Auf Grund der Ergän- 
zung von § 16 Abs. 3 des Altbankengesetzes 
in Nr. 3 gilt dies auch für im Saarland be- 
gründete Verbindlichkeiten. 

Zu § 23 

Geldinstitute, welche aus einem Gebiet Deutsch- 
lands außerhalb des Bundesgebietes und 
Berlins nach § 3 der 35. Durchführungsver- 
ordnung zum Umstellungsgesetz in das Bun- 
desgebiet verlagert worden sind, können von 
Gläubigern, die am 21. Juni 1948 im Bundes- 
gebiet oder im Ausland ansässig waren, nach 
Maßgabe von § 6 der 35. Durchführungsver- 
ordnung zum Umstellungsgesetz in Anspruch 
genommen werden. Die Inanspruchnahme 
durch Westberliner Gläubiger ermöglichte 
§ 42 Abs. 1 des Umstellungsergänzungsge- 
setzes. Durch Absatz 1 erhalten auch die am 
21. Juni 1948 im Saarland ansässigen Gläu- 
biger die Möglichkeit zur Inanspruchnahme 
dieser Institute. 

Absatz 2 stellt — entsprechend § 42 Abs. 2 
des Umstellungsergänzungsgesetzes — klar, 
wie weit und mit welcher Maßgabe die Vor- 
schriften der 35. Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz über die Anmeldung 
von Altgeldguthaben der Gruppe I bei ver- 
lagerten Geldinstituten und von Schuldver- 
schreibungen derselben Anwendung finden. 

Wie sich aus § 42 Abs. 4 des Umstellungser- 
gänzungsgesetzes ergibt, kann in im Bundes- 
gebiet und in Berlin (West) belegene Vermö- 
genswerte eines verlagerten Geldinstituts im 


Sinne von § 42 Abs. 1 des Umstellungsergän- 
zungsgesetzes nur insoweit vollstreckt wer- 
den, als einem Vollstreckungstitel Ansprüche 
zugrunde liegen, die nach § 42 Abs. 1 des 
Umstellungsergänzungsgesetzes oder nach § 6 
Abs. 1 und 2 der 35. Durchführungverord- 
nung zum Umstellungsgesetz gegenüber dem 
Geldinstitut geltend gemacht werden kön- 
nen. Durch Absatz 3 wird diese Regelung auf 
Ansprüche nach Absatz 1 erweitert. 

Nach Absatz 4 Satz 1 haben die unter Ab- 
satz 1 fallenden verlagerten Geldinstitute 
ihre am 21. Juni 1948 gegenüber im Saarland 
ansässigen Gläubigern bestehenden Verbind- 
lichkeiten in ihrer Umstellungsrechnung zu 
passivieren. Entsprechend haben sie ihre am 
21. Juni 1948 im Saarland vorhandenen Ver- 
mögenswerte zu aktivieren. Satz 2 besagt, 
daß bei der Berechnung des früheren Eigen- 
kapitals auch der auf das Saarland entfallende 
Teilbetrag des früheren Eigenkapitals zu be- 
rücksichtigen ist. 

Voraussichtlich sind die von einem verlager- 
ten Institut auf Grund von Absatz 4 in die 
Umstellungsrechnung einzustellenden Passiv- 
posten höher als die entsprechenden Aktiven, 
so daß sich der Anspruch des Instituts auf 
Ausgleichsforderungen erhöht. In Anlehnung 
an § 42 Abs. 6 des Umstellungsergänzungs- 
gesetzes könnte das Saarland als das Land, in 
dem die Gläubiger ansässig sind, hierfür als 
Träger der Ausgleichslast herangezogen wer- 
den. Andererseits wäre bei einer endgültigen 
Regelung aller z. Z. nicht durchsetzbaren 
Verbindlichkeiten dieser verlagerten Institute 
— entsprechend der Regelung im Währungs- 
gebiet — das Sitzland der berufene Träger 
der Ausgleichslast. Eine Heranziehung des 
Saarlandes wäre erst nach seinem währungs- 
rechtlichen und wirtschaftlichen Anschluß, eine 
Heranziehung des Sitzlandes erst nach der 
Wiedervereinigung Deutschlands möglich. Da 
die Schuldnerinstitute schon jetzt eine Dek- 
kung für die sich aus § 23 ergebende Mehr- 
belastung erhalten müssen, tritt nach Ab- 
satz 5 zunächst, d. h. vorbehaltlich einer ab- 
schließenden gesetzlichen Regelung, der Bund 
für den letztlich Verpflichteten als Schuldner 
der Ausgleichsforderungen ein. Hiermit wird 
die Frage des endgültigen Trägers der Aus- 
gleichslast nicht entschieden, sondern bleibt 
einer späteren Regelung Vorbehalten. 

Zu § 24 

Die Höhe des Anspruches eines verlagerten 
Geldinstituts auf Ausgleichsforderungen stellt 



grundsätzlich die zuständige Landes-Bank- 
aufsichtsbehörde fest. Diese stellt zweckmäßi- 
gerweise auch die Höhe des Anspruches nach 
§ 23 Abs. 5 fest (Absatz 1 Satz 1). Da eine 
Berichtigung der Umstellungsrechnung sich 
auf die Höhe der Ausgleichsforderungen aus- 
wirken kann, muß in diesem Falle auch die 
Feststellung nach Satz 1 berichtigt werden 
(Satz 2). Da die Ausgleichforderungen auf 
Ersuchen des Bundesministers der Finanzen 
in das Schuldbuch eingetragen werden (Ab- 
satz 2 Satz 2), ist dieser von der Feststellung 
und einer etwaigen Berichtigung zu unter- 
richten (Absatz 1 Satz 3). 

Während Absatz 1 dem § 49 des Umstel- 
lungsergänzungsgesetzes entspricht, über- 
nimmt Absatz 2 die Regelung in § 50 des 
Umstellungsergänzungsgesetzes. Die Aus- 
gleichsforderungen sind Schuldbuchforderun- 
gen (Satz 1). Die Ausreichung von Schuld- 
verschreibungen gegen Löschung der Forde- 
rungen ist nicht statthaft. Die Voraussetzun- 
gen, unter denen Ausgleichsforderungen 
beliehen und angekauft werden können, be- 
stimmen sich nach den hierfür geltenden all- 
gemeinen Vorschriften (vgl. § 35 Umstel- 
lungsergänzungsgesetz). 


ZU ABSCHNITT IV 
Schlußvorschriften 

Zu § 25 

Da noch nicht übersehen werden kann, ob 
für das Anmelde- und Anerkennungsverfah- 
ren nach Abschnitt I die in diesem Gesetz 
getroffenen Vorschriften ausreichen, erscheint 
es zweckmäßig, der Bundesregierung insoweit 
eine Ermächtigung zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen einzuräumen. Entsprechend 
der 1. Durchführungsverordnung zum Um- 


stellungsergänzungsgesetz vom 23. Dezember 

1953 (BAnz. Nr. 250) könnte es z. B. erfor- 
derlich werden, besondere Vorschriften für 
Anmeldungen aus dem Ausland vorzusehen. 
Erst im Verlauf des Umwandlungsverfahrens 
wird sich erweisen, ob zur Sicherstellung 
einer erfolgreichen Durchführung von Ab- 
schnitt I auch andere als die in § 8 Abs. 2 an- 
gegebenen Urkunden, welche sich im Besitz 
von Anmeldern befinden, als geeignete Be- 
weisunterlagen anzuerkennen sind. 

Einer Ermächtigung der Bundesregierung 
zum Erlaß von Vorschriften über die An- 
meldung von Ansprüchen saarländischer 
Gläubiger aus Schuldverschreibungen von 
Berliner Altbanken zur Feststellung der 
zu befriedigenden Verbindlichkeiten durch 
Rechtsverordnung bedarf es nicht. Eine ent- 
sprechende Ergänzung der 2. Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz (Anmel- 
dung von Ansprüchen aus Schuldverschrei- 
bungen Berliner Altbanken) vom 26. April 

1954 (BAnz. Nr. 81) ist auf Grund der Er- 
mächtigung von §55 Abs. 2 des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes möglich. 

Zu § 26 

§ 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Tilgung von 
Ausgleichsforderungen vom 14. Juni 1956 
(BGBl. I S. 507) enthält die gesetzlichen Tat- 
bestände, auf Grund deren Ausgleichsforde- 
rungen gewährt werden, und auf welche sich 
der sachliche Geltungsbereich des Tilgungs- 
gesetzes bezieht. § 15 und § 23 Abs. 5 ent- 
halten neue gesetzliche Tatbestände, auf 
Grund deren Ausgleichsforderungen zu ge- 
währen sind. Auch für diese Ausgleichsforde- 
rungen sollen die Vorschriften des Gesetzes 
über die Tilgung von Ausgleichsforderungen 
gelten. § 26 sieht deshalb eine entsprechende 
Ergänzung von § 1 Abs. 1 des Gesetzes vom 
14. Juni 1956 vor. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


§ 8 

In Absatz 3 sind die Worte „für das Bank- 
wesen“ zu streichen. 

Begründung 

Die Bestimmung, welche oberste Landesbe- 
hörde zuständig ist, sollte dem Land Berlin 
selbst überlassen bleiben. 

Die Änderung gilt entsprechend für § 13 
Abs. 3 Satz 1 und § 17 Abs. 1 Satz 1. 


§ 9 

In Absatz 3 Satz 1 sind die Worte „eine Zi- 
vilkammer des Landgerichts Berlin“ zu er- 
setzen durch die Worte „das Landgericht 
Berlin“. 

Begründung 

Die Regelung der Zuständigkeit sollte nicht 
durch den Bundesgesetzgeber erfolgen, son- 


dern dem Land Berlin selbst überlassen blei- 
ben. 

§ 23 

a) In Absatz 1 sind die Worte „im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes“ zu streichen. 

Begründung 

Diese Worte sind hier irreführend, da mit 
„Geltungsbereich des Grundgesetzes“ im 
vorliegenden Fall das Bundesgebiet ohne 
das Land Berlin gemeint ist. 

b) In Absatz 2 sind die Worte „von sechs 
Monaten“ durch die Worte „von zwölf 
Monaten“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die in der Vorlage vorgesehene Frist von 
sechs Monaten ist erfahrungsgemäß zu 
kurz. Es wird deshalb empfohlen, die Frist 
auf zwölf Monate zu bemessen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung erhebt gegen die Ände- 
rungsvorschläge des Bundesrates keine Ein- 
wendungen. 

Zu Nummer 2 der Vorschläge (Änderung 
des § 9 Abs. 3 Satz 2 des Entwurfs) muß 
allerdings bemerkt werden, daß die dem 
Vorschlag des Bundesrates zugrunde liegende 
Rechtsansicht nicht geteilt werden kann, 
wenn auch im Ergebnis nicht widersprochen 
werden soll. Dem Bund steht nach § 74 Nr. 1 
GG die Gesetzgebung über die Gerichtsver- 
fassung zu. Dazu gehört auch die Zuweisung 
von Streitigkeiten oder Geschäften an einen 
im Gerichtsverfassungsrecht vorgesehenen 


bestimmten Spruchkörper innerhalb der Ge- 
richte, also „eine“ Zivilkammer oder „eine“ 
Strafkammer oder auch „die“ Kammer für 
Handelssachen. Derartige Anordnungen sind 
vom Bundesgesetzgeber z. B. in § 74 a des 
Gerichtsverfassungsgesetzes (eingefügt durch 
Artikel 3 Nr. 2 des Strafrechtsänderungsge- 
setzes vom 30. August 1951 — Bundesge- 
setzbl. I S. 739) und durch § 22 Abs. 1 Satz 1 
des Umstellungsergänzungsgesetzes vom 
21. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1439), der § 9 Abs. 3 Satz 2 des vorliegen- 
den Entwurfs wörtlich entspricht, auch be- 
reits getroffen worden. 
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